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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Die zuständige Nationalratskommission konnte die Reform des Aktienrechts nicht ganz
zu Ende beraten. Im wesentlichen folgte sie bisher den im Vorjahr gestellten Anträgen
des Bundesrates. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1984
HANS HIRTER

Bei der Behandlung der Reform des aus dem Jahre 1936 stammenden Aktienrechts
nahm der Nationalrat gegenüber dem Entwurf des Bundesrats einige Abstriche vor.
Die Anträge in bezug auf eine klarere Regelung der Organisationsstruktur der
Aktiengesellschaften und auf die Anpassung an in der Zwischenzeit eingetretene
Veränderungen auf dem Kapitalmarkt fanden weitgehend Zustimmung. Die bürgerliche
Ratsmehrheit wandte sich jedoch unter massgeblicher Führung der Unternehmer
Blocher (svp, ZH), Schüle (fdp, SH) und Villiger (fdp, LU) gegen eine ihrer Ansicht nach
übermässige Betonung der Informationsansprüche der Aktionäre und der
Öffentlichkeit. So müssen nach dem Beschluss des Nationalrats Beteiligungen an
anderen Gesellschaften weiterhin nicht ausgewiesen werden; die neu geschaffene
Pflicht für Unternehmensgruppierungen, eine konsolidierte Konzernrechnung
vorzulegen, soll für Kleinkonzerne nicht gelten. Ebenfalls gestrichen wurde der
Vorschlag, dass grosse Privatgesellschaften auch dann ihre Jahresrechnung der
Öffentlichkeit zugänglich machen müssen, wenn sie weder an der Börse kotierte Aktien
noch ausstehende Anleihen haben. Weniger transparent als in der Botschaft postuliert
will die Volkskammer auch die Berichterstattung über die Auflösung von Rücklagen, die
in der Jahresrechnung nicht ausgewiesen werden, geregelt sehen. Wenn eine
Aktiengesellschaft derartige stille Reserven auflöst, muss sie diesen Umstand nicht, wie
vom Bundesrat beantragt, jährlich in einem Anhang zur Gewinn- und Verlustrechnung
ausweisen. Eine Meldung ist gemäss dem Beschluss des Nationalrats nur dann
erforderlich, wenn die Summe der während der letzten drei Jahre aufgelösten stillen
Reserven diejenige der in dieser Periode neugebildeten übersteigt. Im Gegensatz zu
den bisher erwähnten Punkten gewichtete der Nationalrat bei der Regelung der
Vertretung der Aktionäre an der Generalversammlung durch Banken (sog.
Depotstimmrecht) die Aktionärsinteressen stärker als diejenigen der Unternehmen. Bei
wichtigen Traktanden werden die Banken verpflichtet, bei den Aktionären Weisungen
einzuholen. Verzichtet der Hinterleger auf eine Stellungnahme, sollte der
Depotvertreter ein Votum in dessen Interesse abgeben oder sich der Stimme enthalten.
Das für diese Fälle von der Kommissionsmehrheit beantragte Festhalten an der bisher
von den Banken praktizierten Regelung (Zustimmung zu den Anträgen des
Verwaltungsrats) lehnte der Rat ausdrücklich ab. Dieser Teilerfolg war aber nicht
ausreichend, um die Linke für die Serie von Niederlagen zu entschädigen, die sie bei
der erfolglosen Verteidigung von Regierungsanträgen hatte einstecken müssen. Die SP
enthielt sich bei der Gesamtabstimmung (90 : 6) der Stimme. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.1985
HANS HIRTER

Die zuständige Kommission des Ständerats begann im Berichtsjahr mit der Behandlung
der Reform des Aktienrechts. Sie beschloss Eintreten und fällte erste Entscheide, die
darauf hinzielen, einige vom Nationalrat vorgenommene Abschwächungen wieder im
Sinn der Bundesratsvorlage zu korrigieren. So nahm sie beispielsweise die Bestimmung
über den höchstzulässigen Anteil des stimmrechtlosen Risikokapitals wieder auf. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1986
HANS HIRTER

Die zum Teil vor den Gerichten ausgetragenen Auseinandersetzungen im
Zusammenhang mit diversen Versuchen von sogenannten «unfreundlichen»
Übernahmen von Aktiengesellschaften verliehen der Revision des Aktienrechts
zusätzliche Aktualität. Von besonderer Bedeutung sind dabei die Vorschriften über
vinkulierte Namenaktien, deren Eintrag ins Aktienregister und damit auch deren
Stimmrecht an die Zustimmung der Gesellschaft gebunden ist. Mit der Verweigerung
des Eintrags konnten sich bisher Firmen gegen unerwünschte Einflussnahme wehren.
Entsprechend der vom Nationalrat 1985 beschlossenen Fassung soll an dieser
Aktienform festgehalten werden. Während die Genehmigung bisher gemäss

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1987
HANS HIRTER
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Bundesgerichtspraxis nur für das Stimmrecht massgebend war, soll sie neuerdings auch
auf den Eigentumsanspruch ausgedehnt werden. Immerhin müssten in Zukunft die
Gründe für die Verweigerung genannt werden. Dabei wären allerdings die Wahrung des
schweizerischen Charakters oder die Abwehr gegen Konkurrenten auch dann gültige
Gründe, wenn sie nicht explizit in den Statuten der Gesellschaft erwähnt sind. Der
Vorort als Vertreter der Industrie stellte sich hinter diese Beschränkung der
Übertragungsrechte von Besitztiteln. Die Banken hingegen verlangten im Sinne einer
besseren Handelbarkeit dieser Titel, dass nur die Stimm- nicht aber die
Vermögensrechte von der Genehmigung durch die Gesellschaft abhängig gemacht
werden. Die vorberatende Kommission des Ständerates konnte im Herbst die erste
Lesung der Aktienrechtsrevision abschliessen. Mit dem Problem der vinkulierten
Namenaktien will sie sich in einer zweiten Lesung im Laufe des Jahrs 1988 eingehend
befassen. 4

Die Ständekammer befasste sich als Zweitrat mit der Revision des Aktienrechtes. Nach
den dreitägigen Verhandlungen ergaben sich einige gewichtige Differenzen zu den
Beschlüssen des Nationalrats. So wandte sich der Rat gegen die präzise Formel, welche
die Volkskammer für die Bekanntgabe der Auflösung von Stillen Reserven geschaffen
hatte. Die Öffentlichkeit soll nur dann informiert werden müssen, wenn dank der
Auflösung das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird. Bei der
Frage der Depotstimmrechte entschied sich der Rat in Übereinstimmung mit dem
Bundesrat für eine aktionärsfreundlichere Regelung. Die Depotvertreter – in der Regel
Banken – müssen gemäss seinem Beschluss nicht nur bei wichtigen, sondern bei allen
Geschäften die Weisungen der Aktionäre einholen. Wie bereits der Nationalrat lehnte
auch der Ständerat sozialdemokratische Anträge für verbesserte Einsichtsrechte der
Arbeitnehmer und ihrer Vertreter in die Rechnung der Aktiengesellschaften ab.

Das Problem der vinkulierten Namenaktien, deren Eintrag ins Aktienregister und damit
auch deren Stimmrecht an die Zustimmung der Gesellschaft gebunden sind, war 1985
anlässlich der Beratungen im Nationalrat noch nicht aktuell gewesen. Die mit der
Häufung von sogenannt unfreundlichen Übernahmen durch den Aufkauf von
Aktienpaketen entstandenen Auseinandersetzungen über die Eintragungen ins
Aktienregister veranlassten den Ständerat, sich eingehender mit der Materie zu
befassen. Die vorberatende Kommission präsentierte einen Kompromissvorschlag, der
ihrer Meinung nach einen gangbaren Weg zwischen dem Schutzbedürfnis der
Unternehmen gegen unerwünschte Einflussnahmen einerseits und einem möglichst
liberalen Börsenhandel andererseits darstellt. Am Prinzip der vinkulierten Namenaktie
soll demnach festgehalten werden. Das Konzept macht jedoch eine Unterscheidung
zwischen nicht börsengängigen Titeln und solchen, die an der Börse gehandelt werden.
Während bei ersteren keine Einschränkungen der Verweigerungsgründe für die
Anerkennung vorgesehen sind, sollen bei den letzteren nur die Abwehr von
ausländischen Aktionären und eine Höchstanteilsquote am Aktienkapital als zulässige
Ablehnungsgründe gelten. Die Abwehr gegen den Aufkauf durch schweizerische
Konkurrenz soll demgegenüber nicht mehr erlaubt sein. Vor Beginn der
Ratsverhandlungen hatte der Vorort in einem persönlichen Brief an die Ständeräte das
Konzept der Kommission kritisiert und sich dafür eingesetzt, dass im neuen Gesetz auf
eine Festlegung der zulässigen Verweigerungsgründe verzichtet werde. Seiner Meinung
nach soll im Gesetz lediglich festgehalten werden, dass die Verweigerungsgründe in den
Gesellschaftsstatuten erwähnt sein müssen. Der Rat lehnte jedoch einen
entsprechenden Antrag Küchler (cvp, OW) mit 16:13 Stimmen ab und verabschiedete
den Kommissionsvorschlag. Der Vorort gab allerdings seine Opposition nicht auf und
brachte das Argument ins Spiel, dass es im Hinblick auf die EG-Politik nicht opportun
sei, eine Gesetzesbestimmung zu formulieren, welche explizit die Ausländer
diskriminiere. Ein im Verlauf der Verhandlungen vom Freisinnigen Villiger (LU)
eingebrachter Antrag, der forderte, dass bei öffentlichen Übernahmeangeboten die
Identität der Anbieter und ihrer allfälligen Auftraggeber bekannt gegeben werden
müsse, stiess im Rat auf Sympathie, wurde jedoch abgelehnt, da ihn die Kommission
nicht hatte vorberaten können. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.09.1988
HANS HIRTER
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Bei der Behandlung der seit 1983 beim Parlament liegenden Aktienrechtsreform war im
Berichtsjahr wieder der Nationalrat an der Reihe. Die vorberatende Kommission nahm
zu Jahresbeginn ihre Verhandlungen auf und konnte diese im September abschliessen.
Sie befasste sich mit den vom Ständerat im Herbst 1988 geschaffenen Differenzen, und
dabei insbesondere mit den Vorschlägen für eine Einschränkung der erlaubten
Massnahmen gegen die freie Ubertragbarkeit von Namenaktien (Vinkulierung). In einem
Grundsatzentscheid sprach sich die Kommission für die vom Ständerat vorgeschlagene
Zweiteilung des Vinkulierungsrechts aus. Damit soll eine Liberalisierung des Handels
mit börsengängigen Titeln erreicht werden. Aktien, die an der Hauptbörse kotiert sind,
sollen gemäss dem Kommissionsvorschlag überhaupt nicht mehr vinkuliert werden
dürfen, bei den vor- oder nachbörslich gehandelten Titeln sollen nur noch einige
wenige im Gesetz aufgezählten Gründe für Erwerbsbeschränkungen zulässig sein.
Fallengelassen wurde bei diesen zulässigen Gründen die heftig kritisierte Möglichkeit,
Ausländer explizit vom Erwerb von vinkulierten Namenaktien auszuschliessen. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.1989
HANS HIRTER

Fünf Jahre nach der Erstberatung und zwei Jahre nach der Behandlung durch den
Ständerat machte sich der Nationalrat an die Bereinigung der Differenzen bei der
Aktienrechtsrevision. Die SP-Fraktion beantragte vergeblich, auf die noch offenen
Artikel nicht einzutreten, sondern sie an den Bundesrat zurückzuweisen, mit der
Auflage, eine Lösung zu präsentieren, welche sowohl mit dem EG-Aktienrecht als auch
mit den Empfehlungen der Arbeitsgruppe «Finanzplatz Schweiz» der
Bundesratsparteien konform ist. Im Zentrum dieser Forderung standen die Vorschriften
über die Publizität der Aktiengesellschaften und über die Beschränkungen des
Aktienerwerbs (Vinkulierung). Von den Gegnern einer Rückweisung wurde darauf
hingewiesen, dass es gelte, die Reform jetzt rasch zum Abschluss zu bringen. Ein
eigentliches EG-Aktienrecht existiere ohnehin noch nicht, und das Ziel einer
vollständigen Konformität mit den bestehenden EG-Richtlinien zur Harmonisierung des
Gesellschaftsrechtes könne die Schweiz, gleich wie die EG-Staaten, in weiteren
Schritten anstreben.

In der Detailberatung war insbesondere die Einschränkung der Übertragung von
Namenaktien (Vinkulierung) umstritten. Die Verhandlungen waren geprägt von einer
Vielzahl von Anträgen und nahmen eher die Form einer Kommissionssitzung an. Die
Mehrheit der vorberatenden Kommission hatte ihre Meinung seit dem Vorjahr geändert
und sprach sich nun gegen das vom Ständerat beschlossene Vinkulierungsverbot für an
der Hauptbörse gehandelte Aktien aus. Sie schlug hingegen vor, die zulässigen Gründe
für die Nichtanerkennung eines Erwerbers von Namenaktien im Gesetz zu regeln. Nur
noch die SP setzte sich für ein vollständiges Vinkulierungsverbot für börsengängige Titel
ein. Alle übrigen Antragsteller sahen als kleinsten gemeinsamen Nenner die Möglichkeit
einer prozentualen Höchstquote für einzelne Aktionäre vor. Schliesslich setzte sich die
Fassung der Kommissionsmehrheit durch, welche zusätzlich zur Quotierung gestattet,
Personen auszuschliessen, welche eine Gesellschaft hindern könnten, gesetzlichen
Vorschriften zu genügen. Da mit diesen gesetzlichen Vorschriften insbesondere die
«Lex Furgler» (Grundstückerwerb durch Ausländer) und das Bankengesetz gemeint
sind, betreffen die zulässigen Ausschlussgründe vorab Ausländer.

In der Frage der Ausübung des sogenannten Depotstimmrechts ging der Nationalrat
über den Entscheid des Ständerats hinaus. Einig waren sich beide Kammern, dass die
Depotvertreter – in der Regel die Banken – die Weisungen der Aktionäre einholen
müssen. Wenn keine Weisungen vorliegen, will der Nationalrat Stimmenthaltung
vorschreiben; die kleine Kammer sah in diesen Fällen Zustimmung zu den Anträgen des
Verwaltungsrats vor. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.09.1990
HANS HIRTER

Die langwierige Reform des aus dem Jahre 1936 stammenden Aktienrechtes ist nach
einer parlamentarischen Behandlung, die sich über acht Jahre erstreckte, zum
Abschluss gebracht worden. Die neuen Bestimmungen, welche auf den 1. Juli 1992 in
Kraft gesetzt werden sollen, erhöhen insbesondere die Transparenz und bauen damit
den Schutz von Aktionären und Gläubigern aus. Zudem verbessern sie die Struktur und
Funktion der Gesellschaftsorgane. Weitere erwähnenswerte Neuerungen stellen die
Verdoppelung des erforderlichen Mindestkapitals der Aktiengesellschaften auf CHF
100'000 und die Herabsetzung des Mindestnennwerts der Aktien von CHF 100 auf CHF
10 dar.

Beide Ratskammern bereinigten die letzten Differenzen und konnten in der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.1991
HANS HIRTER
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Herbstsession die Schlussabstimmungen durchführen. Zuerst folgte der Ständerat in
den meisten Punkten den Beschlüssen der Volkskammer. Bei der Vinkulierung von an
der Börse kotierten Namenaktien hielt er nicht mehr an seiner ersten Fassung von 1988
fest, welche die Abwehr von Übernahmen durch Ausländer als möglichen Grund für die
Verweigerung des Eintrags ins Register genannt hatte. Er entschied sich für eine
nichtdiskriminierende Formulierung, welche neben der prozentualen Beschränkung des
Anteils einzelner Aktionäre einzig die Erhaltung der wirtschaftlichen Unabhängigkeit als
zulässiges Ausschlusskriterium anerkennt. In der Frage des Depotstimmrechts beharrte
er auf seinem Entscheid, dass bei Nichtvorliegen von Weisungen die Depothalter den
Anträgen des Verwaltungsrats zustimmen sollen.
Der Nationalrat gab in der Frage der Ausübung des Depotstimmrechts nach, blieb in
der Regelung der Vinkulierung börsenkotierter Namenaktien jedoch standhaft. Als
zulässiger Grund für die Verweigerung des Eintrags als Stimmberechtigter ins
Aktienregister darf neben der Höchstquote für einzelne Eigentümer nur die Erfüllung
von gesetzlichen Vorschriften über die Zusammensetzung der Aktionäre geltend
gemacht werden; und dies darf auch nur dann geschehen, wenn die Statuten der
Gesellschaft bereits vor dem Aktienkauf entsprechende Bestimmungen enthalten
haben. Von Bedeutung ist dieses Erfordernis namentlich im Zusammenhang mit dem
Gesetz über den Grundstückerwerb durch Ausländer und den Bestimmungen über die
Führung des Titels "schweizerische Bank", welche beide ein mehrheitlich inländisches
Aktionariat vorschreiben. Um deutlich zu machen, dass es sich dabei um ein
Provisorium handelt, das im Zusammenhang mit dem EWR ohnehin obsolet werden
dürfte, verbannte der Nationalrat diese Ausnahme vom Vinkulierungsverbot in die
Schlussbestimmungen und fügte die Präzisierung an, dass sie nur solange zulässig ist,
wie Gesetze mit entsprechenden Anforderungen noch in Kraft sind. Der Ständerat
schloss sich dieser Version an. 8

Eine 1995 vom Bundesamt für Justiz eingesetzte Arbeitsgruppe veröffentlichte im Juli
ihre Vorschläge für eine Neufassung der gesetzlichen Bestimmungen über die
Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbH). Ziel der vorgeschlagenen Revision
ist es insbesondere, diese Gesellschaftsform für kleine Unternehmen als Alternative zur
Aktiengesellschaft attraktiver zu gestalten. Als wichtigste Neuerung sieht der Entwurf
vor, dass die bisherige Obergrenze des Stammkapitals von CHF 2 Mio. abgeschafft wird.
Als Anpassung an die Geldentwertung wird allerdings auch die minimale Einlage von
CHF 20'000 auf CHF 40'000 Fr. verdoppelt, was 40 Prozent des Mindestkapitals einer
Aktiengesellschaft entspricht. Die Vorschrift, dass dieses Stammkapital nur zur Hälfte
einbezahlt werden muss, die Gesellschafter aber persönlich und solidarisch bis zum
vollen Betrag haften, soll ersetzt werden durch die Pflicht, das Stammkapital vollständig
einzubezahlen. Neu soll es zudem auch Einzelpersonen möglich sein, eine GmbH zu
gründen und damit auf den heute oft praktizierten Beizug von Anwälten als pro forma
Mitgesellschafter zu verzichten. Vorgesehen sind schliesslich eine Liberalisierung der
Bestimmungen über die Übertragung von Stammanteilen. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.07.1997
HANS HIRTER

Im Dezember gab der Bundesrat den Vorentwurf für ein "Fusionsgesetz" in die
Vernehmlassung. Mit diesem Gesetz sollen die rechtlichen Grundlagen für eine flexible
Ausgestaltung von Unternehmenszusammenschlüssen und -trennungen geschaffen
werden. Daneben regelt der Entwurf auch gesellschaftsrechtliche Fragen, die bei der
Privatisierung von staatlichen Betrieben oder beim Zusammenschluss von Institutionen
mit unterschiedlicher Rechtsform (z.B. Genossenschaften und Aktiengesellschaften)
entstehen. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1997
HANS HIRTER

Der vom Bundesrat im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf für ein
Fusionsgesetz wurde von der FDP, der SVP und den Unternehmerverbänden
grundsätzlich begrüsst. Der Vorort beurteilte insbesondere die Absicht positiv, dafür zu
sorgen, dass Fusionen und Umstrukturierungen nicht durch steuerliche Massnahmen
erschwert werden. Kritischer gaben sich die SP und der SGB. Sie verlangten, dass
zusätzlich auch Schutzinstrumente für Arbeitnehmer wie etwa eine obligatorische
Mitsprache von Arbeitnehmerorganisationen sowie Vorschriften über Sozialpläne bei
Entlassungen in das Gesetz aufgenommen werden. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.10.1998
HANS HIRTER
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Der 1997 von einer Expertengruppe vorgelegte Entwurf für eine Revision der
Bestimmungen über die GmbH wurde im Frühjahr in die Vernehmlassung gegeben. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.11.1999
HANS HIRTER

Mit einem neuen Gesetz über Fusion, Spaltung, Umwandlung und
Vermögensübertragung von Gesellschaften (kurz Fusionsgesetz) möchte der Bundesrat
bisherige Lücken im Obligationenrecht schliessen, Umwandlungs- und
Restrukturierungsvorgänge erleichtern und für die Beteiligten transparenter gestalten.
Insbesondere sollen nicht nur wie bisher Aktien- und Kommanditaktiengesellschaften
sowie Genossenschaften, sondern auch alle anderen Unternehmensformen (z.B. GmbH)
abgedeckt werden. Mit dem Instrument der Spaltung und der Vermögensübertragung
sollen zudem neue Rechtsformen geschaffen werden. Privatrechtlich geklärt werden
auch Restrukturierungsvorgänge, welche sich zwischen Gesellschaften mit
unterschiedlicher Rechtsform abspielen. Als Neuerung wurde im weiteren die
Vorschrift aufgenommen, dass die an einer Fusion beteiligten Gesellschaften einen
sogenannten Fusionsbericht ausarbeiten müssen. Dieser soll die an den Gesellschaften
finanziell Beteiligten über die Pläne und ihre Auswirkungen (auch auf die Arbeitsplätze)
orientieren; ein Einsichtsrecht Dritter (z.B. Gewerkschaften) in die Unterlagen ist
allerdings nicht vorgesehen. Gleichzeitig beantragte die Regierung auch einige
steuerrechtliche Anpassungen, um zu gewährleisten, dass die Nutzung dieser
privatrechtlichen Restrukturierungsmöglichkeiten belastungsneutral bleibt. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2000
HANS HIRTER

Als Erstrat hiess der Ständerat das neue Gesetz über Fusion, Spaltung, Umwandlung und
Vermögensübertragung von Gesellschaften (kurz Fusionsgesetz) einstimmig gut. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.2001
HANS HIRTER

Die seit langem geforderte Revision der gesetzlichen Bestimmungen über die
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) wurde vom Bundesrat im Dezember
zuhanden des Parlaments verabschiedet. Neu ist vorgesehen, dass auch eine
Einzelperson eine GmbH gründen darf. Damit das Wachstum einer auf
Eigenkapitalzufuhr angewiesenen Gesellschaft nicht behindert wird, soll die bisherige
Obergrenze von CHF 2 Mio für das Stammkapital gestrichen werden. Das minimale
Stammkapital soll bei CHF 20'000 bleiben, allerdings muss es in Zukunft voll einbezahlt
werden (bisher bloss zur Hälfte). Auf die bisherige subsidiäre Solidarhaftung der
Gesellschafter bis zur Höhe des Stammkapitals kann damit verzichtet werden. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2001
HANS HIRTER

Das im Vorjahr vom Ständerat gutgeheissene neue Gesetz über Fusion, Spaltung,
Umwandlung und Vermögensübertragung von Gesellschaften (Fusionsgesetz) kam noch
nicht vor das Plenum des Nationalrats. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.01.2002
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte dem im Jahr 2001 vom Ständerat gutgeheissenen neuen Gesetz
über Fusion, Spaltung, Umwandlung und Vermögensübertragung von Gesellschaften
(Fusionsgesetz) zu und hielt sich dabei weitgehend an die Vorgaben des Bundesrats und
des Ständerats. Die Ratslinke hatte vergeblich versucht, Anliegen der Mitarbeiter von
fusionierenden Firmen wie Informations- und Mitgestaltungsrechte, Sozialpläne bei
Umstrukturierungen etc. in das Gesetz aufzunehmen. Die wenigen Differenzen
zwischen den beiden Räten waren rasch bereinigt und das neue Gesetz wurde in der
Herbstsession verabschiedet. Lange, aber schliesslich vergeblich bekämpft hatte die
kleine Kammer den Beschluss des Nationalrats, die Handänderungssteuern, welche in
einigen Kantonen erhoben werden, zu verbieten. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.10.2003
HANS HIRTER

Die heftigen Diskussionen über Managerlöhne blieben nicht ohne gesetzgeberische
Folgen. Das Parlament verabschiedete entsprechende Transparenzvorschriften für den
staatsnahen Bereich. Im Herbst gab das EJPD einen Vorentwurf für eine OR-Änderung
in die Vernehmlassung, welche auch bei privaten börsenkotierten Firmen für
Transparenz sorgen soll. Neu müssten diese nicht nur, wie seit 2002 vom Reglement der
schweizerischen Börsen verlangt, die Gesamtlohnsumme und das höchste Verdienst
der Spitzenmanager und der Verwaltungsratsmitglieder angeben, sondern die
individuellen Bezüge (Honorar resp. Lohn und alle anderen Entschädigungen) jedes
Einzelnen. Der Nationalrat hatte bereits im Frühjahr einer parlamentarischen Initiative

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2003
HANS HIRTER
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der SVP (02.406) mit gleicher Stossrichtung Folge gegeben. 18

Der Bundesrat legte dem Parlament seinen Vorschlag für eine Verbesserung des
Gesellschaftsaufsichtsrechts (Teilrevision des OR) sowie für ein neues Gesetz über die
staatliche Zulassung und Beaufsichtigung von Revisoren vor. Er antwortete damit auch
auf diverse, vom Parlament 2002 gutgeheissene Vorstösse. Mit der Teilrevision des
Obligationenrechts soll insbesondere die Unabhängigkeit der Revisionsstellen von den
zu kontrollierenden Unternehmen vergrössert und sichergestellt werden. Unabhängig
von der Rechtsform sollen zudem in Zukunft für KMU weniger strenge Vorschriften
gelten als für grosse Firmen. Der zuständige Branchenverband begrüsste diese
Vorschläge des Bundesrats. Diese Reform wurde auch notwendig, um einen Ausschluss
der schweizerischen Revisionsgesellschaften vom amerikanischen Markt zu verhindern,
nachdem die USA ihre entsprechenden Vorschriften massiv verschärft hatten 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2004
HANS HIRTER

Die Ende 2003 eingeleitete Vernehmlassung zum Projekt einer Verbesserung der
Information der Öffentlichkeit über die finanziellen Entschädigungen der leitenden
Manager von privaten börsenkotierten Firmen ergab unterschiedliche Reaktionen. Die
Vertreter der Wirtschaft hätten eine auf Selbstregulierung beruhende Lösung, wie sie
mit dem Reglement der schweizerischen Börsen seit 2002 besteht, vorgezogen. Die
Gewerkschaften, die SP und die SVP verlangten hingegen eine Verschärfung, indem
nicht nur die individuellen Bezüge der Verwaltungsratsmitglieder, sondern auch
diejenigen der geschäftsleitenden Manager zu publizieren wären. Der Bundesrat blieb
grundsätzlich bei seinem Vorentwurf und legte im Sommer dem Parlament die
Botschaft für eine entsprechende Teilrevision des Obligationenrechts vor. In Zukunft
müssten demnach private börsenkotierte Firmen nicht nur, wie vom Börsenreglement
verlangt, die Gesamtlohnsumme und das höchste Verdienst der Spitzenmanager und
der Verwaltungsratsmitglieder angeben, sondern auch die individuellen Bezüge
(Honorar resp. Lohn und alle anderen Entschädigungen) jedes einzelnen
Verwaltungsratsmitglieds. Transparenz geschaffen werden soll auch über finanzielle
Beteiligungen dieser Spitzenkader an ihrer Firma. Neu in den Entwurf aufgenommen
wurde zudem eine Offenlegungsvorschrift für Zahlungen an Personen, welche den
Spitzenkadern nahe stehen oder an ehemalige Verwaltungsratsmitglieder. Keinen Erfolg
hatte hingegen eine von den Grünen und der SP unterstützte parlamentarische
Initiative Teuscher (gp, BE; 03.412), welche forderte, dass bei börsenkotierten
Gesellschaften im Verwaltungsrat und in der Geschäftsleitung mindestens 40% der
Sitze mit Frauen besetzt sein müssen. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2004
HANS HIRTER

Das Parlament hiess auch die im Vorjahr vom Bundesrat beantragte Verbesserung der
Information der Öffentlichkeit über die finanziellen Entschädigungen der
Verwaltungsratsmitglieder und der leitenden Manager von privaten börsenkotierten
Firmen ohne wichtige Änderungen gut. Demnach müssen diese Firmen die individuellen
Bezüge (Honorar resp. Lohn und alle anderen Entschädigungen, Kredite, Beteiligungen,
Optionen) jedes einzelnen Verwaltungsratsmitglieds und des leitenden Managers sowie
für die Gesamtheit der Geschäftsleitung angeben. Offen gelegt werden müssen auch
aussergewöhnliche Zahlungen an Personen, welche den Spitzenkadern nahe stehen
oder an ehemalige Verwaltungsratsmitglieder. Im Nationalrat unterlag ein Antrag der
Linken, dass nicht nur die Entschädigung für den meistverdienenden Manager, sondern
für jedes Geschäftsleitungsmitglied individuell auszuweisen sei. Die bürgerliche
Mehrheit, zu der sich nach ursprünglichem Zögern auch die SVP-Fraktion gesellte,
argumentierte, dass erstens die durchschnittliche Entschädigung angegeben werden
müsse und zweitens die Angabe von individuellen Beträgen die Abwerbung von
Managern durch Konkurrenzfirmen erleichtern würde. In der Gesamtabstimmung
wurden die neuen Vorschriften oppositionslos angenommen. Der Ständerat schloss
sich weitgehend der Nationalratsfassung an, lockerte aber die Bestimmungen über die
Offenlegung von Leistungen an frühere Unternehmensangehörige etwas auf. So
beschloss er, dass die Entschädigung für Leistungen Ehemaliger (z.B. Gutachten) zu
marktüblichen Konditionen nicht deklariert werden müssen. Der Nationalrat war damit
in der Differenzbereinigung einverstanden. Nicht durchsetzen konnte sich hingegen der
Beschluss des Ständerats, dass die Generalversammlung einer Aktiengesellschaft in den
Statuten festlegen kann, wie die Vergütungen für die Verwaltungsratsmitglieder zu
bestimmen sind.
Der Nationalrat konnte damit zwei parlamentarische Initiativen von Chiffelle (sp, VD;
01.424) resp. der SVP-Fraktion (02.406) als erfüllt abschreiben 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.10.2005
HANS HIRTER
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Wie es sowohl die Bankiervereinigung als auch eine vom Parlament als Postulat
überwiesene Motion Suter (fdp, BE) verlangten, legte der Bundesrat Vorschläge für eine
verbesserte rechtliche Definition von Trusts vor. Die Reform soll im Rahmen der
Genehmigung des „Haager Übereinkommens über das auf Trusts anzuwendende Recht
und über ihre Anerkennung“ geschehen. Erforderlich dazu sind aber auch
Teilrevisionen des Zivilgesetzbuchs, des OR, des Aufsichts- und des Steuerrechts. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2005
HANS HIRTER

Im Dezember gab der Bundesrat eine Teilrevision des Aktien- und des
Rechnungslegungsrechts (rechtliche Bestimmungen für Aktiengesellschaften) in die
Vernehmlassung. Vorgeschlagen werden darin insbesondere eine Stärkung der
Aktionärsrechte durch verbesserte Transparenz sowie Kontroll- und
Eingriffsmöglichkeiten. In Zukunft sollen zudem die Banken die Stimmrechte der bei
ihnen deponierten Aktien nicht mehr ausüben können; zugelassen wäre nur noch eine
speziell vom Aktionär beauftragte unabhängige Stellvertretung. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2005
HANS HIRTER

Das Parlament verabschiedete die Vorschläge des Bundesrats für eine Verbesserung
der Aufsicht über Gesellschaften (Teilrevision des OR) sowie für ein neues Gesetz über
die staatliche Zulassung und Beaufsichtigung von Revisoren. Gleichzeit befasste es sich
auch mit den Ende 2001 vom Bundesrat vorgeschlagenen neuen OR-Bestimmungen
über die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH). Diese Zusammenlegung
machte auch deshalb Sinn, weil der Bundesrat beantragt hatte, bei der Frage, ob eine
ordentliche oder bloss eine eingeschränkte Revision einer Gesellschaft vorgeschrieben
ist, nicht mehr nach der Rechtsform zu differenzieren (also eine AG strenger zu
behandeln als eine GmbH), sondern nach der wirtschaftlichen Bedeutung, sprich der
Grösse einer Unternehmung. Im erstbehandelnden Nationalrat war Eintreten
unbestritten. In der Detailberatung setzte sich die bundesrätliche Version gegen die
meisten Abänderungsanträge durch. So lehnte der Rat etwa einen Antrag der Linken ab,
das Minimalkapital für die GmbH auf CHF 40'000 zu erhöhen. In den
Gesamtabstimmungen nahm der Nationalrat sowohl die neuen Vorschriften über die
GmbH als auch die Bestimmungen über die Revision und die Revisoren einstimmig an.
Der Ständerat schloss sich weitgehend der grossen Kammer an. In der
Differenzbereinigung war vor allem die Frage der Rotation des leitenden Revisors bei
der ordentlichen Revision umstritten. Die grosse Kammer plädierte für eine
Mandatsdauer von höchsten fünf, der Ständerat für sieben Jahre. Durchgesetzt hat sich
schliesslich der Ständerat. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2005
HANS HIRTER

Die ersten Reaktionen auf die Ende 2005 in die Vernehmlassung gegebene Teilrevision
des Aktien- und des Rechnungslegungsrechts (rechtliche Bestimmungen für
Aktiengesellschaften) fielen vorwiegend positiv aus. Insbesondere die Stärkung der
Aktionärsrechte durch verbesserte Transparenz sowie Kontroll- und
Eingriffsmöglichkeiten wurde begrüsst. Economiesuisse, die FDP und die CVP
kritisierten jedoch den im Reformpaket enthaltenen Vorschlag, die stimmrechtlose
Inhaberaktie abzuschaffen. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.2006
HANS HIRTER

Das Parlament stimmte einer verbesserten rechtlichen Definition von Trusts zu.
Widerstände oder Abänderungsanträge gab es keine. Der Bundesrat hatte die Reform
im Rahmen der Genehmigung des „Haager Übereinkommens über das auf Trusts
anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung“ vorgeschlagen. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.12.2006
HANS HIRTER

Aus Unbehagen über einige weitgehend im Versteckten gelaufene unfreundliche
Übernahmeversuche von Industriefirmen durch Investorengruppen verschärfte der
Nationalrat im Rahmen der Beratungen über das Finanzmarktaufsichtsgesetz (Finmag)
die Bestimmungen über die Meldepflichten für den Erwerb von
Stimmrechtsbeteiligungen an einer Aktiengesellschaft im Bundesgesetz über die
Börsen und den Effektenhandel. Er senkte dazu den bisherigen Schwellenwert für die
Meldepflicht an eine Gesellschaft beim Erwerb ihrer Wertpapieren von 5% Kapitalanteil
auf 3% (auch in Deutschland und Grossbritannien liegt die Limite für die Meldepflicht
bei 3%). Zudem führte er neue, ebenfalls meldepflichtige Zwischenwerte von 15% und
25% ein (neben den bestehenden 10, 20, 33.3, 50 und 66.6%). Der Nationalrat weitete
diese Vorschrift ausserdem auch auf den Kauf von Finanzinstrumenten aus, welche zum

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.2007
HANS HIRTER
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Erwerb von Aktien dienen können wie z.B. Optionen. Für diese Massnahmen zum Schutz
von Firmen vor unerwünschten Übernahmen hatte sich vor allem der Unternehmer
Schneider Ammann (fdp, BE) eingesetzt, dagegen kämpfte rund die Hälfte der SVP-
Fraktion, welche in den Investorengruppen, welche Firmen aufkaufen, nichts Negatives
zu erkennen vermochte. Der Ständerat schloss sich dieser Verschärfung der
Meldepflicht an. 27

Kurz vor Ende des Berichtsjahres unterbreitete der Bundesrat dem Parlament seine
Vorschläge für eine Teilrevision der Vorschriften im Obligationenrecht über die
Rechnungslegung in Unternehmen. Es geht dabei zur Hauptsache um die
Aktiengesellschaften, aber auch GmbH, Genossenschaften und andere
Unternehmensformen sind von einzelnen Bestimmungen betroffen. Mit der Schaffung
von grösserer Transparenz im Bereich der Rechnungslegung sollen insbesondere die
Rechte der Aktionäre verbessert werden. So hätten sich die Mitglieder des
Verwaltungsrats jährlich einer Wiederwahl zu stellen. Die Rechte der Aktionäre sollen
zudem im Bereich der Festsetzung der Entlohnung der Unternehmensführung
ausgebaut werden und auch für nicht börsenkotierte Gesellschaften gelten. So würde
die Generalversammlung einer Aktiengesellschaft die Berechtigung erhalten,
Bestimmungen über die Entschädigung und Entlohnung der Mitglieder des
Verwaltungsrats und des hohen Managements zu erlassen. Das Depotstimmrecht, das
bisher den Banken die Möglichkeit gab, die Stimmrechte derjenigen Kunden auszuüben,
die ihre Aktien bei der Bank deponiert haben, soll abgeschafft werden. Möglich wäre
nach dem Vorschlag des Bundesrates nur noch eine echte Stellvertretung durch eine
beauftragte unabhängige Person. Weitere Neuerungen betreffen den Verzicht auf einen
vorgeschriebenen minimalen Nennwert einer Aktie. Der Bundesrat hielt im Weiteren an
der von der Wirtschaft in der Vernehmlassung kritisierten Abschaffung der
stimmrechtlosen Inhaberaktie fest. In ersten Reaktionen begrüsste der
Gewerkschaftsbund die Vorschläge, während Economiesuisse die Vorschrift der
jährlichen Wahl des Verwaltungsrats ablehnte. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.2007
HANS HIRTER

Der Bundesrat gab im Januar 2009 einen Expertenvorentwurf für ein neues
Schuldbetreibungs- und Konkursgesetz in die Vernehmlassung. Ein Hauptelement der
neuen Konzeption ist, dass nach amerikanischem Vorbild die Sanierung und nicht die
Liquidierung eines zahlungsunfähigen Unternehmens im Zentrum steht. Der Nationalrat
überwies in der Herbstsession bei nur einer Gegenstimme eine Motion Bischof (cvp, SO;
09.3716), welche den Bundesrat auffordert, angesichts der Wirtschaftskrise diese
Revision möglichst rasch vorzulegen. Der Ständerat überwies eine vom Nationalrat Ende
2008 gutgeheissene Motion der SVP-Fraktion (08.3649) für die Reduktion der Risiken,
welche vom Zusammenbruch von systemrelevanten Unternehmen (wie zum Beispiel
Grossbanken) ausgehen können. Namentlich verlangt dieser Vorstoss vom Bundesrat
die Einsetzung einer Expertenkommission, welche konkursrechtliche Reformen zur
Vermeidung von Firmenzusammenbrüchen ausarbeitet. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.09.2009
HANS HIRTER

In der Wintersession befasste sich die kleine Kammer als Erstrat mit dem
zurückgestellten Teil Rechnungslegung bei der Revision der Vorschriften im
Obligationenrecht über die Rechnungslegung in Unternehmen. Eintreten war
unbestritten und auch in der Detailberatung gab es wenig zu diskutieren. Der Ständerat
nahm aber einige Veränderungen zugunsten der KMU vor, indem er zum Beispiel den
Schwellenwert für die Pflicht einer vollständigen Rechnungsführung für Einzel- und
Personengesellschaften von einem Jahresumsatz von 100'000 auf 250'000 Fr. erhöhte.
In der Gesamtabstimmung verabschiedete der Rat die Vorlage einstimmig (bei sechs
Enthaltungen). 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.2009
HANS HIRTER

Der Ständerat befasste sich als erster mit der Teilrevision der Vorschriften im
Obligationenrecht über die Rechnungslegung in Unternehmen und gleichzeitig auch
mit der vom Kleinunternehmer Thomas Minder 2007 eingereichten so genannten
„Abzockerinitiative“. Der Bundesrat hatte im Vorjahr die Teilrevision des OR um
Bestimmungen über die Rechte der Aktionäre von börsenkotierten Aktiengesellschaften
bei der Festlegung der Managementsentschädigungen ergänzt. Damit sollte sie einen
indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative bilden. Um die parlamentarischen
Beratungen zu beschleunigen und der Initiative fristgerecht einen Gegenvorschlag

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2009
HANS HIRTER
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gegenüber zu stellen, beschloss der Ständerat, die Bestimmungen über die
Rechnungslegung herauszulösen und später separat zu behandeln (siehe unten). In der
Eintretensdebatte stellte sich nur Savary (sp, VD) eindeutig hinter die
„Abzockerinitiative“. Andere Abgeordnete der SP (Fetz, BS und Leuenberger, SO) und
der SVP (Reimann, AG und Jenny, GL) behielten sich vor, diese in der Volksabstimmung
zu unterstützen, falls die Aktionärsstellung mit dem Gegenvorschlag nicht klar
verbessert werde. Der Ständerat empfahl mit 26 zu 10 Stimmen die Abzockerinitiative
zur Ablehnung.
nzz
Dass aber in Bezug auf die Festlegung der Managerentschädigungen der Staat aktiv
werden muss war unbestritten. Ein Nichteintretensantrag zur OR-Teilrevision wurde
nicht gestellt. In der Detailberatung hielt sich der Ständerat weitgehend an die
Regierungsvorschläge. Die vom Bundesrat beantragte Abschaffung des
Depotstimmrechts akzeptierte er zwar, führte aber mit dem „Nominee-Modell“ eine
neue Stellvertretung für nicht ins Register eingetragene Aktionäre durch die Depot-
Banken ein. Schweiger (fdp, ZG) begründete dieses Modell damit, dass es die
Stimmbeteiligung erhöhe und damit den Einfluss von Minderheitsaktionären
einschränke. Die vom Bundesrat vorgeschlagene einjährige Amtsdauer von
Verwaltungsräten, wie sie auch die Volksinitiative vorsieht, lehnte der Ständerat ab, da
eine jährliche Wiederwahl durch die Aktionärsversammlung die Ausrichtung an
kurzfristigen Erfolgsstrategien fördern würde. Er legte sie deshalb auf drei Jahre fest. Er
kam der Abzockerinitiative aber auch etwas entgegen, indem er börsenkotierten
Gesellschaften vorschrieb, dass der Verwaltungsratspräsident zwingend durch die
Aktionäre gewählt werden muss. Der Bundesrat hatte den Entscheid über das
Wahlgremium wie bisher den einzelnen Gesellschaften überlassen wollen. Bei
börsenkotierten Gesellschaften wird in Zukunft die Generalversammlung die
Gesamthöhe der Entschädigungen für Verwaltungsräte genehmigen, und diese müssen
einzeln ausgewiesen werden. Ein Antrag der Kommission, dass neben der
Gesamtsumme der Entschädigung der Geschäftsleitung (Management) nicht nur der
Betrag für den bestbezahlten, sondern für alle Manager individuell ausgewiesen werden
muss, fand jedoch keine Mehrheit. Auch das von der Kommission beantragte und auch
in der Volksinitiative enthaltene Verbot von Abgangsentschädigungen für
Spitzenmanager lehnte er ab. Der Ständerat machte zusätzlich einige Änderungen
zugunsten von KMU, indem er nicht börsenkotierte Aktiengesellschaften von einigen
Transparenzvorschriften gegenüber Minderheitsaktionären befreite. Vor der
Gesamtabstimmung, die mit 26 zu 8 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) ausging, erklärten
sich Vertreter der SP, aber auch Stadler (cvp, UR), enttäuscht über diesen „zahnlosen“
und in ihren Augen absolut ungenügenden Gegenvorschlag zur „Abzockerinitiative“. 31

Die grosszügigen Entschädigungsregelungen für die strategischen Gremien und
Führungsriegen grosser Unternehmen wurde als sogenannte Bonusfrage breit
diskutiert. Ende 2008 ergänzte der Bundesrat seine Vorlage zur Revision des Aktien-
und Rechnungslegungsrechts mit einem zentralen Anliegen der 2008 eingereichten
Abzocker-Initiative. Er integrierte die Forderung, dass börsenkotierte Unternehmen
die Verwaltungsratsvergütungen künftig jährlich der Generalversammlung zu
unterbreiten hätten. In der entsprechenden Botschaft legte der Bundesrat dem
Parlament nahe, die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen und die Revisionsvorlage als
indirekten Gegenvorschlag dazu anzunehmen. Dabei betonte er, dass der ergänzte
Gesetzesentwurf neben einer Stärkung der Aktionärsrechte über eine verbesserte
Corporate Governance, wie sie auch von der Abzocker-Initiative verlangt werde,
zusätzlich eine Flexibilisierung der Kapitalstrukturen, eine Modernisierung der
Bestimmungen zur Generalversammlung und der Rechnungslegung vorsehe. Damit
werde das Aktien- und Rechnungslegungsrecht umfassender und massvoller revidiert
als allein auf Basis der Volksinitiative von Thomas Minder. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.04.2010
SUZANNE SCHÄR

Die parlamentarische Beratung des Geschäfts entpuppte sich auch für Schweizer
Verhältnisse als äusserst kompliziert. Zur Verfahrensbeschleunigung hatte der
Ständerat 2009 die Rechnungslegungs- und die Aktienrechtsrevision in zwei Geschäfte
aufgeteilt, die Beratung des letzteren vorgezogen und grundsätzlich im Sinn des
Bundesrats entschieden. Das parteitaktische Vorgeplänkel zur Nationalratsdebatte um
die Aktienrechts- und Rechnungslegungsrechtsrevision sowie die Abzocker-Initiative
begann Anfang Berichtahr, als die CVP (in Abweichung zum Ständeratsentscheid des
vorangehenden Jahres) in den Medien einen direkten Gegenvorschlag als valable Option
zur Minder-Initiative ansprach. Im Februar antwortete die SVP mit der Lancierung eines
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im Sinn des Initianten verschärften indirekten Gegenentwurfs. Kurz vor der
Frühlingssession konterte die SP mit einem direkten Gegenvorschlag, den der
Nationalrat schliesslich annahm. Dieser nimmt die wichtigsten Forderungen der
Initiative auf, lässt aber statutarisch festgehaltene Ausnahmeregelungen zu und will im
Gegensatz zur Initiative keine strafrechtlichen Bestimmungen festschreiben. Darüber
hinaus regelt der direkte Gegenvorschlag die Bonusfrage und die Rückerstattungsklage.
Der Nationalrat empfahl sowohl Initiative auch als Gegenvorschlag dem Volk zu
Annahme. Als Folge der unterschiedlichen Lösungsansätze von National- und Ständerat
über den Einbezug der Abzocker-Initiative in die laufende OR-Revision, beschloss die
Rechtskommission des Nationalrats knapp (12 zu 10 bei 2 Enthaltungen), alle
Bestimmungen der Aktienrechtsrevision im Bereich der Corporate Governance bis zum
definitiven, von beiden Räten getragenen Entscheid über den Umgang mit der
Abzocker-Initiative vom Rest der Beratungen abzukoppeln und zurückzustellen.
Gleichzeitig gab die grosse Kammer ihren grundsätzlichen Widerstand gegen einen
indirekten Gegenvorschlag auf und öffnete damit den Weg für ein Weiterführen der
Verhandlungen. 33

Neben der makroökonomischen Dimension, die sich auf die „Too-big-to-fail“-Frage
konzentriert, wurden auch mikroökonomisch ausgerichtete politische Forderungen
laut. In Anlehnung an die Sanierungsmaxime im sog. Chaptre 11 des US-amerikanischen
Konkursrechts wurde die Neuausrichtung des schweizerischen Schuldbetreibungs-
und Konkursrechts (SchKG) am Sanierungsgedanken gefordert. Die Nachlassstundung
soll nicht mehr zwingenderweise in einem Nachlassvertrag oder Konkurs enden,
sondern als Sanierungsverfahren geregelt werden. Nach einigem Zögern hatte der
Bundesrat 2003 eine erste Expertengruppe zur Klärung des Revisionsbedarfs im SchKG
eingesetzt, die 2005 erste Thesen formulierte und 2008 einen Entwurf und
Begleitbericht abgeliefert hatte. Neben der bereits beschriebenen Neuinterpretation
der Nachlassstundung sollen die Mitwirkungsrechte der Gläubigerinnen und Gläubiger
im Verfahren gestärkt und die Hürden für die Genehmigung eines Nachlassvertrags
gesenkt werden. Dauerschuldverhältnisse (beispielsweise Miet- oder Leasingverträge)
erhalten eine differenzierte Regelung. Die Arbeitsplatzgarantie bei Firmenübernahmen
im Insolvenzfall soll entfallen. Im Gegenzug soll für Betriebe mit über 250 Angestellten,
die mehr als 30 Mitarbeitende entlassen, im OR eine Sozialplanpflicht festgeschrieben
werden. Auf die Schaffung eines Konzerninsolvenzrechts soll explizit verzichtet und das
2010 in Kraft getretene Konkursprivileg zugunsten von Forderungen aus der
Mehrwertsteuer wieder aufgehoben werden. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.09.2010
SUZANNE SCHÄR

Im September des Berichtsjahrs gelangte der Entwurf zur Revision des
Rechnungslegungsrechts zur Beratung an die grosse Kammer als Zweitrat. Das
Hauptziel der Revision ist es, die Transparenz über die wirtschaftliche Lage eines
Unternehmens zu fördern und die Vergleichbarkeit der Rechungsabschlüsse zu
steigern. Dies soll mit fünf Kernmassnahmen erreicht werden. Erstens soll eine
rechtsformneutrale Regelung alle handelsregisterpflichtigen Rechtsträger
(Einzelunternehmen, Personengesellschaften und juristische Personen, unter Einbezug
von Stiftungen und Vereinen, die rechtlich im ZGB und nicht im OR erfasst sind) des
Privatrechts erfassen. Zweitens sollen – orientiert am Grundsatz der Zweckmässigkeit –
die Anforderungen an die Buchführung nach der wirtschaftlichen Bedeutung eines
Unternehmens differenziert werden, wobei für Banken, Versicherungen und Börsen
gesonderte, sektorielle Regelungen gelten. Dabei sollen für die Abgrenzung zwischen
KMU und grossen Unternehmen die gleichen drei Kriterien (Bilanzsumme, Umsatzerlös,
Anzahl Vollzeitstellen im Jahresschnitt) zutreffen wie sie im Revisionsrecht gelten.
Zudem behält der Entwurf für ganz kleine Einzelunternehmen, die mit Roheinnahmen
von weniger als 100 000 Fr. weder handelsregister- noch mehrwertsteuerpflichtig sind,
einen einfachen Buchhaltungsabschluss, die sogenannte Milchbüchleinrechnung
(Ausweis der Einnahme und Ausgaben sowie der Vermögenslage) vor. Der Übergang von
der Bewertungskategorie KMU in jene für grosse Firmen soll zu jenem Zeitpunkt
erfolgen, zu dem Unternehmen während zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren in
zwei von drei Kriterien den gesetzlich festgelegten Schwellenwert überschritten haben.
Drittens soll – unter der Voraussetzung, dass die Jahresrechnung nach einem
internationalen Standard verfasst ist – die Auflösung stiller Reserven als Bruttobertrag
ausgewiesen werden, dies indem das Gesetz zwischen steuerlich und nicht steuerlich
bedingten Auflösungen unterscheidet. Im Sinne eines Minderheitenschutzes sollen
auch eine qualifizierte Minderheit von Gesellschaftern (10% des Grundkapitals),
Genossenschaftern (10% der Mitglieder bei Genossenschaften ohne Anteilscheinkapital)
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oder Vereinsmitgliedern (20% der Mitglieder) von Unternehmen, für die das Gesetz
keinen standardisierten Abschluss vorsieht, einen solchen verlangen können. Viertens
soll die Neuregelung steuerneutral gestaltet werden, d.h. die steuerlich nicht
anerkannten Abschreibungen, Wertberichtigungen und Rückstellungen müssen nicht in
der Bilanz oder der Erfolgsrechnung verbucht werden. Sie sind jedoch mindestens im
Anhang des Geschäftsberichts als Gesamtbetrag auszuweisen. Fünftens formuliert der
Gesetzesentwurf die strengeren Rechnungslegungsvorgaben, wie sie für voll
revisionspflichtige, grosse Unternehmen und für Konzerne gelten sollen. Ihnen soll die
Pflicht auferlegt werden, den Geschäftsbericht mit einem Anhang zu ergänzen, der
mindestens eine Mittelflussrechnung und einen Lagebericht enthält. Zusätzlich möchte
der Bundesrat bei den Bestimmungen zum Konzernrecht vom Leitungs- zum
Kontrollprinzip und damit zur Konsolidierungspflicht auf Stufe der Obergesellschaften
übergehen. Demnach soll juristischen Personen eine Delegation der
Konsolidierungspflicht an kontrollierte Gesellschaften künftig nicht mehr möglich
sein. 35

Während der Grundsatz einer einheitlichen Regelung des Rechnungslegungsrechts für
alle Rechtsformen des Privatrechts in der Detailberatung unumstritten war, entbrannte
der Disput v.a. um die Anforderungen an die Buchführung. Aber auch der
Rechnungslegungsstandard und die Konzernrechnungslegung boten Stoff für die
Ratsdebatte. Einigkeit herrschte in Bezug auf den Vorschlag der Rechtskommission des
Ständerats, zur angestrebten Differenzierung nach Unternehmensgrösse das
Schwellenprinzip aus dem seit 2008 gültigen Revisionsrecht zu übernehmen
(Bilanzsumme: 10 Mio. Fr., Umsatzerlös: 20 Mio. Fr., Anzahl Vollzeitstellen im
Jahresdurchschnitt: 50). Die Grenzziehung zwischen KMU und grossen,
revisionspflichtigen Unternehmen war jedoch umstritten. So drehte sich die
Ratsdebatte primär um die Höhe der entsprechenden Schwellenwerte. Diskutiert
wurden drei Lösungsansätze: Der von der SP und den Grünen unterstützte
Bundesratsvorschlag, sich am geltenden Quorum des Revisionsrechts zu orientieren,
wurde ebenso verworfen wie der Antrag aus der SVP-Fraktion, den Umsatzerlös bei 80
Mio. Fr. festzusetzen. In Übereinstimmung mit der Kommissionsmehrheit und dem
Ständeratsentscheid unterstützte eine überwiegende Mehrheit der FDP-, BDP- und
CVP-Mitglieder – gegen die geschlossen stimmenden Fraktionen von Grünen und SP –
das Ansinnen, die Schwelle bei einer Bilanzsumme von 20 Mio. Fr. sowie einen
Umsatzerlös von 40 Mio. Fr. festzulegen und die Anzahl Vollzeitstellen bei 250 zu
fixieren. Nationalrat Ineichen (fdp, LU) trug mit einem Einzelantrag dem Umstand
Rechnung, dass mit der Einführung des Schwellenprinzips im Rechnungslegungsrecht
zwar die gewünschte Analogie zum Revisionsrecht hergestellt wurde, die Eckwerte in
den beiden Rechtsbereichen nun aber voneinander abwichen. Gegen den Willen des
Bundesrats und die erneut geschlossen stimmenden Grünen und SP, aber unterstützt
durch die FDP-, BDP- und SVP-Fraktionen sowie einer CVP-Mehrheit, erwirkte er eine
prioritäre und auf Juli 2011 rückwirkende Verankerung der nun beschlossenen höheren
Eckwerte im Rechnungslegungsrecht auch für das Revisionsrecht. Auf das nachfolgende
Nichteintreten des Ständerats aus Verfahrensgründen hielt die grosse Kammer am
Geschäft fest und schickte es zur Bereinigung ins neue Geschäftsjahr. Nachdem bereits
der Ständerat von den bundesrätlich vorgeschlagenen 100'000 Fr. Umsatz als Schwelle
für den Übergang von der einfachen zu einer doppelten Buchhaltung abgewichen war,
schuf der Nationalrat eine Differenz zur kleinen Kammer, indem er den fraglichen Wert
gemäss Einzelantrag Loepfe (cvp, AI) auf 500'000 Fr. erhöhte. In den Bestimmungen
zum Ausweis der stillen Reserven in der Jahresrechnung folgte der Nationalrat seiner
Kommissionsmehrheit und übernahm in Abweichung vom strengeren, durch eine
Kommissionsminderheit gestützten Bundesratsentwurf den Vorschlag des Ständerats. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.2010
SUZANNE SCHÄR

In der Ausgestaltung des Minderheitenschutzes folgte der National- dem Ständerat, der
den Vorschlag des Bundesrats übernommen hatte. Der vom Ständerat in der ersten
Lesung genehmigte Gesetzesentwurf räumt revisionspflichtigen Stiftungen und
Genossenschaften sowie börsenkotierten Unternehmen unter bestimmten
Bedingungen die Möglichkeit ein, beim Vorliegen eines anerkannten, standardisierten
Abschlusses auf das Beibringen einer Jahresrechnung nach OR, auf ein sogenanntes
dual reporting, zu verzichten. Auf Ersuchen der Bundesverwaltung, welche die
Problematik eines allenfalls fehlenden Abschlusses nach OR für die schweizerischen
Steuerbehörden erst im Anschluss an die Vorberatungen der nationalrätlichen
Kommission erkannt hatte, stellte Nationalrat Kaufmann (svp, ZH) den Antrag, dass in
jedem Fall ein Abschluss nach OR vorzuliegen habe und der standardisierte Abschluss
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optional sein soll. Mit der Umkehrung des Prinzips des dual reporting schuf der
Nationalrat eine weitere Differenz zum Ständerat.

In Bezug auf die Konsolidierungspflicht juristischer Personen mit Konzernstruktur
hatte der Ständerat mit der Gewährung der freien Wahl zwischen dem Leitungs- und
Kontrollprinzip gegen den Bundesrat votiert. Der Nationalrat entschied sich in dieser
Frage auf Vorschlag seiner Kommission für eine Unterscheidung zwischen Vereinen,
Stiftungen und Genossenschaften sowie börsenkotierten Unternehmen. Während die
Mehrheit des Zweitrats – gegen eine geschlossen stimmende Minderheit aus SP und
Grünen – Ersteren die Wahlfreiheit zwischen Kontroll- und Leitungsprinzip zugestehen
möchte, gedenkt sie, Letztere dem Kontrollprinzip zu unterstellen. Bei der Bestimmung
des Schwellenwerts, ab dem eine Konzernrechnung erstellt werden sollte, schloss sich
der Nationalrat dem vom Ständerat vorgeschlagenen Quorum an, wie es neu auch für
die Revisionspflicht gelten soll. Nachdem der Ständerat in den Vorgaben zur
Rechnungslegung dem Bundesrat gefolgt war und im Grundsatz für Konzerne eine
Jahresrechnung nach anerkanntem Standard verlangt hatte, entschied sich der
Nationalrat in Abweichung zur kleinen Kammer für den Status quo im bestehenden
Obligationenrecht. In annähernd gleicher Stimmverteilung wie beim Quorum
beschränkte er die Gültigkeit der neu vorgesehenen strengeren Regelung auf den
begrenzten Kreis von Unternehmen mit entsprechenden Vorschriften der Börse, von
grossen Genossenschaften und von revisionspflichtigen Stiftungen. Die übrigen
Unternehmen sollen bezüglich des verwendeten Rechnungslegungsstandards
Wahlfreiheit erhalten. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2010
SUZANNE SCHÄR

In Bezug auf das Revisionsrecht trat der Ständerat im Gegensatz zum Vorjahr und gegen
die Empfehlung des Bundesrats auf die Vorlage gemäss Antrag Ineichen (fdp, LU) ein.
Dieser Entscheid kam in der Frühjahrssession mit 21 zu 19 Stimmen allerdings nur knapp
zu Stande. Der Nationalrat hatte im Dezember 2010 an seinem Eintretensentscheid
festgehalten, um die Revisionspflicht für kleine und mittlere Unternehmen zu lockern.
In der Detailberatung erhöhte der Ständerat in Übereinstimmung mit dem Nationalrat
die Schwellenwerte, wobei dazu der Stichentscheid des Ratspräsidenten erforderlich
war. Allerdings schuf der Ständerat eine Differenz zum Nationalrat, indem er den
Bundesrat damit beauftragte, den Zeitpunkt des Inkrafttretens zu bestimmen. Nachdem
der Nationalrat noch in der Frühjahrssession beschloss, die Vorlage per 1. Januar 2012
in Kraft treten zu lassen, beugte er sich letztlich in der Sommersession dem Entscheid
des Ständerates. Widerstand regte sich vor allem aus den Reihen der SVP. In der
Schlussabstimmung wurde die Vorlage im Nationalrat mit 147 zu 34 Stimmen und im
Ständerat mit 34 zu 5 Stimmen angenommen. Damit mussten Gesellschaften ihre
Jahresrechnung und gegebenenfalls ihre Konzernrechnung neu durch eine
Revisionsstelle prüfen lassen, sofern sie in zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren
zwei der folgenden drei Schwellenwerte überschritten: Bilanzsumme von 20 Millionen
Franken, Umsatzerlös von 40 Millionen Franken oder 250 Vollzeitstellen im
Jahresdurchschnitt. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2011
LAURENT BERNHARD

Die 2001 durch den Swissair-Untergang ausgelöste Debatte über eine Modernisierung
des Sanierungsverfahrens animierte den Bundesrat, ein Gesetzesprojekt zur Revision
des Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes (SchKG) auszuarbeiten. In der
Herbstessesion beschloss der Nationalrat mit 97 zu 42 Stimmen, nicht auf die
Gesetzesvorlage einzutreten. Angesichts der Tatsache, dass die Vorlage bereits in der
Vernehmlassung zum Teil auf heftige Kritik gestossen war, überraschte dieser Entscheid
wenig. Grund für dieses klare Ergebnis war die Ablehnung der SP, der Grünen und der
SVP. Während die Linke Verschlechterungen für die Arbeitnehmenden befürchtete,
argumentierte die SVP, dass Konkurse nicht um jeden Preis verhindert werden sollen.
Dagegen erachteten die unterlegenen Vertreter der CVP und der FDP das
Gesetzesprojekt als vernünftige Diskussionsgrundlage. Der Eintretensentscheid des
Ständerats stand noch aus. 39
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Im Rahmen der Änderung des Aktien- und Rechnungslegungsrechts beschäftigte sich
das Parlament mit dem Rechnungslegungsrecht (Vorlage 2) und dem Revisionsrecht
(Vorlage 3) und schloss beide ab. Wie in den vorangehenden Jahren wurde die
Aktienrechtsrevision im Bereich der Corporate Governance (Vorlage 1) zurückgestellt,
da noch kein Entscheid zur Abzocker-Initiative getroffen wurde. Die Vorlage zum
Rechnungslegungsrecht beabsichtigte eine Modernisierung von veralteten
Bestimmungen. Das Hauptziel der Vorlage bestand darin, allgemeine Kriterien
festzulegen, die unabhängig von der Rechtsform der Unternehmungen gelten soll. Nach
Ansicht von Experten blieb das Parlament dabei auf halbem Weg stehen. Aus Rücksicht
auf die KMUs weichten die Räte viele der vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderungen
auf. Die beiden Parlamentskammern konnten sich nicht in allen Fragen einigen.
Insgesamt blieben vier Differenzen bestehen, sodass eine Einigungskonferenz
eingesetzt werden musste. Schliesslich setzte sich in allen Punkten die Version des
Ständerats durch. Es wurde beschlossen, dass Verbindlichkeiten in der Buchhaltung
zum Nennwert bilanziert werden mussten. Weiter einigten sich die Räte darauf, dass
zehn Prozent der Aktionäre einen Geschäftsbericht nach internationalen Standards
anfordern konnten. Ausserdem sah die Revision vor, dass zehn Prozent der
GenossenschafterInnen oder 20 Prozent der Vereinsmitglieder eine Konzernrechnung
nach anerkannten Standards verlangen durften, wenn eine Genossenschaft oder ein
Verein eine Firmengruppe kontrollierte. Letztlich wurde dem Bundesrat die Kompetenz
zugesprochen, auch für börsenkotierte Firmen die Rechnungslegungsstandards zu
bestimmen. Der Nationalrat wollte diese Befugnis ursprünglich der Börse übertragen. In
der Schlussabstimmung wurde die Revision im Nationalrat mit 129 zu 62 und im
Ständerat mit 44 zu 0 Stimmen angenommen. Im Nationalrat wurde sie von SVP-
Fraktion geschlossen abgelehnt. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.12.2011
LAURENT BERNHARD

Entgegen dem Entscheid des Nationalrats vom Vorjahr trat der Ständerat in der
Sommersession auf die Vorlage zur Revision des Schuldbetreibungs- und
Konkursgesetzes (SchKG) ein. Dieser Entscheid fiel mit 28 zu 5 Stimmen deutlich aus.
Die Vorlage bezweckte eine Erleichterung von Unternehmenssanierungen. Dazu sollte
im Rahmen eines Insolvenzverfahrens der Aufkäufer nicht mehr alle bisherigen
Arbeitsverträge übernehmen müssen. Als Ausgleich für diese Lockerung, die auf Kosten
der Arbeitnehmerrechte ging, wurde gegen den Widerstand der SVP und der FDP eine
Sozialplanpflicht gutgeheissen. Diese Massnahme sah vor, dass Unternehmen, die über
250 Mitarbeitende zählten, einen Sozialplan aushandeln mussten, wenn sie mindestens
30 Angestellte entliessen. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.05.2012
LAURENT BERNHARD

Nachdem Volk und Stände die Abzocker-Initiative angenommen hatten, wiesen die
eidgenössischen Räte die sistierte Aktienrechtsrevision in der Sommersession an den
Bundesrat zurück. Dies ermöglichte der Landesregierung, dem Parlament zu einem
späteren Zeitpunkt eine kohärente Vorlage zu unterbreiten, welche auch die
Ausführungsgesetzgebung der Abzocker-Initiative enthalten sollte  . 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.2013
DAVID ZUMBACH

Im April trat der Nationalrat im Rahmen seiner Sondersession auf die Revision des
Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes (SchKG) ein, die erleichterte
Firmensanierungen bezweckte. Die grosse Kammer hielt es für angebracht, dass
Nachlassstundungen nicht mehr zwingend in einen Nachlassvertrag oder Konkurs zu
münden hatten, sondern unter bestimmten Bedingungen auch zu einer Sanierung
führen konnten. Nach dem Ständerat im Vorjahr stimmte auch der Nationalrat einer
provisorischen Stundung von maximal vier Monaten zu. Opposition machte sich nur aus
den Reihen der SVP bemerkbar, die sich Sorgen um Missbräuche zu Lasten von
Gläubigern machte. Als gänzlich unumstritten erwies sich dagegen der Wegfall des
Konkursprivilegs was die Mehrwertsteuer anbetraf. In Bezug auf die Beweislast bei
Vermögensübertragungen von einer sich in Nachlassstundung befindenden Firma zu
Gunsten “nahestehender Personen“ schuf der Nationalrat eine Divergenz, indem er die
vom Ständerat im Vorjahr beschlossene Beweislastumkehr, welche die missbräuchliche
Aushöhlung von Firmen zu Lasten der Gläubiger erschweren sollte, mit 97 zu 85
Stimmen aus der Vorlage kippte. Die Reformgegner argumentierten, dass der Vorschlag
die Schwierigkeiten des Missbrauchsbeweises nicht lösen, sondern nur verlagern
würde. Fragen, welche die Arbeitnehmenden betrafen, spielten auch in der
nationalrätlichen Debatte eine zentrale Rolle. Die Volksvertreter stimmten nach langer
Diskussion den zwei Regelungen zu, die im Ständerat zu einer Kompromisslösung
geführt hatten. Zum einen beschloss der Nationalrat, dass der Aufkäufer nicht mehr alle
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bisherigen Arbeitsverträge übernehmen musste. Zum anderen führte er gegen die
Stimmen der SVP, der FDP und einer Minderheit der CVP eine Sozialplanpflicht ein.
Diese sah vor, dass Unternehmen, die über 250 Mitarbeitende zählten, einen Sozialplan
aushandeln mussten, wenn sie innert 30 Tagen mindestens 30 Angestellte entlassen
wollten. In der Gesamtabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 99 zu 74 Stimmen
für die Revisionsvorlage aus. In der Sommersession nahm sich der Ständerat des
Geschäftes zum zweiten Mal an. In der Frage der Beweislast bei
Vermögensübertragungen hielt die kleine Kammer an ihrem Reformvorschlag fest. Eine
zweite Divergenz blieb in Bezug auf offene Lohnforderungen bestehen. Der Ständerat
folgte mit 21 zu 13 Stimmen einem Antrag Cramer (gps, GE), der die Solidarhaftung
aufrechterhalten wollte. Demnach mussten Firmenübernehmer zusammen mit dem
Veräusser für ausstehende Löhne aufkommen. Der Nationalrat schwenkte daraufhin
bezüglich der Beweislastumkehr auf die Linie des Ständerats ein. Hingegen liess sich bei
der Haftung von ausstehenden Löhnen die Differenz nicht ausräumen, sodass eine
Einigungskonferenz einberufen werden musste. Schliesslich setzte sich in dieser
Sachfrage die vom Nationalrat bevorzugte Regelung durch. Somit musste bei
Firmenübernahmen zu Sanierungszwecken der neue Besitzer nicht für ausstehende
Lohnforderungen haften, denen der frühere Besitzer nicht nachgekommen war. Die
Referendumsfrist gegen die Gesetzesrevision lief im Oktober ungenutzt ab, sodass die
neuen Bestimmungen per 1. Januar 2014 in Kraft traten  . 43

Etant donné l'entrée en vigueur, en 2011, sur le marché européen, d'une nouvelle
directive, le Conseil fédéral a soumis au Parlement une révision totale de la loi sur les
produits de construction (LPCo). Face aux enjeux économiques et à l'importance de
l'accord bilatéral sur la reconnaissance mutuelle en matière d'évaluation de
conformité, les deux chambres se sont pliées à la proposition du Conseil fédéral. Le
Conseil des Etats l'a adoptée par 36 voix contre 4 et 2 abstentions. Puis, le Conseil
national l'a validée par 123 voix contre 48 et 7 abstentions. Au final, les craintes des
PME, qui ont trouvé écho dans les requêtes des députés UDC, n'ont pas convaincu.
Seule une motion sur la définition d'une "microentreprise" a été adoptée lors du
débat. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

In seiner Botschaft vom 29. Oktober 2014 beantragte der Bundesrat dem Parlament die
Zustimmung zur Änderung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs
(SchKG), die gewerbsmässigen Parteivertretern von Zwangsvollstreckungsverfahren
einen freien Zugang zum gesamten Schweizer Markt ermöglichen soll. Dies war bis anhin
nicht möglich, da nach geltendem Bundesgesetz (Artikel 27 SchKG) die Kantone die
Bedingungen festlegen dürfen, unter denen eine Person gewerbsmässig Dritte vertreten
darf. Eine Motion Rutschmann (svp, ZH) (Mo. 10.3780), die vom Bundesrat unterstützt
wurde, brachte 2010 sodann den Anstoss zur SchKG-Revision. 45
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Der Bundesrat verabschiedete im November 2014 eine Botschaft zur Anpassung der
Vorschriften über die Bildung des Firmennamens und sprach sich für eine
Erleichterung der Unternehmensnachfolge für Einzelunternehmen, Kollektiv-,
Kommandit- und Kommanditaktiengesellschaften aus. Die Botschaft ging auf eine
Motion Rime (svp, FR) und eine Motion Bischof (cvp, SO) zurück. Die vom Bundesrat
vorgeschlagene Änderung des Obligationenrechts (Firmenrecht) verfolgte das Ziel, dass
der einmal gewählte Firmenname auf unbestimmte Zeit weitergeführt werden kann. So
sollten bei Personengesellschaften Gesellschafterwechsel ohne Änderung des
Firmennamens möglich sein. Zudem sollte auch die Umwandlung in eine andere
Rechtsform den Firmennamen nur noch beim Rechtsformzusatz tangieren. 46

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.11.2014
DAVID ZUMBACH

In der Sommersession 2015 befasste sich die kleine Kammer mit der Änderung des
Obligationenrechts (Firmenrecht) und der Frage, ob, wie vom Bundesrat
vorgeschlagen, die Unternehmensnachfolge für Einzelunternehmen, Kollektiv-,
Kommandit- und Kommanditaktiengesellschaften erleichtert werden soll. Die
vorberatende Rechtskommission (RK-SR) sprach sich mit 9 zu 1 Stimme deutlich für den
bundesrätlichen Vorschlag aus. Kommissionssprecher Bischof (cvp, SO) sprach bei der
Beratung von einem "Deregulierungsgeschäft", das für die betroffenen Gesellschaften
insofern von wirtschaftlicher Relevanz sei, als dass die Weiterführung des Namens ein
"wichtiger Wettbewerbsfaktor" darstelle. Der Ständerat folgte der Kommission und

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.06.2015
DAVID ZUMBACH
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sprach sich mit 36 zu 1 Stimme deutlich für die Gesetzesvorlage des Bundesrates aus. 47

Als Erstrat setzte sich der Nationalrat in der Sommersession 2015 mit der Revision des
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) auseinander, die
gewerbsmässigen Parteivertretern von Zwangsvollstreckungsverfahren einen freien
Zugang zum gesamten Schweizer Markt ermöglichen soll. Die vorberatende Kommission
für Rechtsfragen (RK-NR) ergänzte den Entwurf des Bundesrates um eine zusätzliche
Regelung, die es den Kantonen, die nach geltendem Recht die Bedingungen festlegen
dürfen, unter denen eine Person gewerbsmässig Dritte vertreten darf, erlauben soll,
einer Person aus wichtigen Gründen die gewerbliche Vertretung zu verbieten. Die
Änderung wurde innerhalb der RK-NR mit 17 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen
angenommen. Bevor sich der Nationalrat aber den inhaltlichen Feinheiten annehmen
konnte, musste er sich in der Eintretensdebatte zuerst mit dem Antrag einer
Kommissionsminderheit Nidegger/Lüscher auseinandersetzen, die einen
gesetzgeberischen Handlungsbedarf in Abrede stellte. Dass die Opposition gegen die
SchKG-Revision gerade von zwei Genfer Nationalräten kam, überraschte wenig, machte
von der Kompetenz, die Bedingungen für die gewerbsmässige Vertretung im
Zwangsvollstreckungsverfahren festzulegen, neben dem Tessin und der Waadt doch vor
allem auch der Kanton Genf Gebrauch. Mit ihrem Anliegen stiessen sie aber ausserhalb
ihrer eigenen Fraktionen kaum auf offene Ohren. Der Nationalrat stimmte bei 4
Enthaltungen mit 121 zu 49 Stimmen für das Eintreten. In der Detailberatung gaben vor
allem die redaktionellen Bereinigungen der Zivilprozessordnung (ZPO), die, laut
Bundesrat, aufgrund des "engen verfahrensrechtlichen Bezugs" vorgeschlagen wurden,
Anstoss zur Debatte. Eine Minderheit Lüscher, die von der SVP- und der FDP-Liberalen-
Fraktion Unterstützung erhielt, sprach sich für die Streichung sämtlicher beantragter
Änderungen der Zivilprozessordnung aus, da, so Giovanni Merlini (fdp, TI), kein
inhaltlicher Zusammenhang bestehe und zudem beschlossen worden sei, vor 2020
möglichst keine Änderungen an der Zivilprozessordnung vorzunehmen. In der
Abstimmung unterlag die Kommissionsminderheit mit 92 zu 94 Stimmen denkbar
knapp. Das Zünglein an der Waage spielte die CVP-Fraktion, die mit 20 zu 7 Stimmen für
den Antrag der Kommissionmehrheit stimmte. Die Gesamtabstimmung fiel dann mit 105
zu 80 Stimmen bei 2 Enthaltungen zugunsten des Entwurfs deutlicher aus, auch weil die
FDP-Liberale-Fraktion weniger geschlossen stimmte als noch bei der vorangegangenen
Abstimmung. 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2015
DAVID ZUMBACH

In der Herbstsession 2015 sprach sich der Nationalrat einstimmig für die vom Bundesrat
vorgeschlagene Änderung des Obligationenrechts (Firmenrecht) aus, die im Sommer
bereits im Ständerat unbestritten war. Künftig werden demnach auch
Personengesellschaften den einmal gewählten Firmennamen auf unbestimmte Zeit
weiterführen können, was die Unternehmensnachfolge erleichtern soll. Mit der Revision
wurde auch die Ausschliesslichkeit der Firmennamen vereinheitlicht. Mit Ausnahme von
Einzelunternehmen dürfen sämtliche Gesellschaften, die sich ins Handelsregister
eintragen lassen wollen, nur noch einen Namen wählen, der in der Schweiz von keiner
anderen Unternehmung verwendet wird. Die Gesetzesänderung trat am 1. Juli 2016 in
Kraft. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.09.2015
DAVID ZUMBACH

In der Herbstsession 2015 befasste sich dann der Ständerat mit der Revision des
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) und der Thematik der
gewerbsmässigen Vertretung im Zwangsvollstreckungsverfahren. Die vorberatende
Rechtskommission (RK-SR) hatte sich bei vier Enthaltungen mit 9 zu 0 Stimmen für den
schweizweiten Marktzugang für gewerbsmässige Vertreter ausgesprochen. Zudem war
die Kommission dem Nationalrat gefolgt und hatte entgegen dem Entwurf des
Bundesrates einstimmig beschlossen, den Kantonen die Möglichkeit zu belassen, einer
Person aus wichtigen Gründen die gewerbsmässige Vertretung zu verbieten. In der
eingangs geführten Eintretensdebatte bezeichnete Martin Schmid (fdp, GR) die Vorlage
als "verfassungswidrig", da die ebenfalls beantragten redaktionellen Bereinigungen der
Zivilprozessordnung (ZPO) in keinem Zusammenhang mit dem Hauptrevisionspunkt
stünden. Der Nichteintretensantrag blieb aber auch in der kleinen Kammer ohne Erfolg.
Der Ständerat entschied mit 27 zu 14 Stimmen bei einer Enthaltung auf Eintreten. In der
Detailberatung folgte der Ständerat seiner Rechtskommission und stimmte dem
Beschluss des Nationalrates zu. In der Gesamtabstimmung nahmen 27 Ständerate den
Entwurf an, 13 lehnten ihn ab. 

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.09.2015
DAVID ZUMBACH
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Am 25. September 2015 gelangte die Vorlage dann in beiden Kammern zur
Schlussabstimmung. Als einziger Parlamentarier stimmte Ständerat Luc Recordon (gp,
VD) gegen die SchKG-Revision. Die Referendumsfrist verstrich indes am 14. Januar 2016
ungenutzt. 50

Dans son message, transmis au Parlement, sur la modernisation du droit de la société
anonyme (SA), le Conseil fédéral a repris les éléments d’un mandat initié en 2007 mais a
aussi introduit des dispositions relatives à l’application de l’initiative populaire contre
les rémunérations abusives dite «Initiative Minder». Dès lors, dans un premier volet, ce
projet renforce le droit des actionnaires. Par exemple, les primes d’embauche qui ne
corrigent pas un désavantage financier établi ainsi que les indemnités qui découlent
d’une interdiction de concurrence non justifiée par des motifs commerciaux seront
interdites. En outre, ce message vise une simplification des procédures dans le cas
d’action en restitution de rémunérations injustifiées. Un deuxième volet se focalise sur
la représentation des sexes au sein des conseils d’administration et des organes de
direction. Des seuils respectifs de 30% et 20% minimums sont donc proposés. Le
principe «appliquer ou expliquer» accompagne ces mesures qui s’inscrivent dans le
cadre de l’obligation constitutionnelle de garantir l’égalité homme-femme. Des délais
de transition sont prévus. Ensuite, un troisième volet se penche sur le débat de la
transparence dans le secteur des matières premières. Les sociétés devront publier
électroniquement tous les paiements à un gouvernement, si le seuil de CHF 100'000
par année est dépassé. Finalement, un quatrième volet concerne des simplifications et
assouplissements pour les sociétés anonymes. Notamment, le capital-actions pourrait
être fixé en monnaie étrangère. 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.11.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que la révision du droit de la société anonyme (SA) se divisait en 4 volets distincts,
c’est véritablement le volet sur les quotas pour renforcer l’égalité entre homme et
femme qui a animé les débats sous la coupole. Le projet du Conseil fédéral imposait
des seuils d’au minimum 30 pour cent de femmes dans les conseils d’administration et
de 20 pour cent de femmes dans les directions. En cas de non-respect des seuils,
aucune sanction n’était prévue. De plus, des délais de transition de 5 années pour les
conseils d’administration et de 10 années pour les directions étaient prévus. 
Lors du débat, une cristallisation gauche-droite s’est nettement dessinée, et chaque
parti politique a argumenté pour un durcissement ou un assouplissement. Lisa Mazzone
(verts, GE) voulait augmenter les quotas, mais a finalement retiré sa demande. A gauche,
les parlementaires ont parlé de «pas de fourmi». Au centre, Andrea Gmür (pdc, LU) a
mentionné de nombreuses études qui attestent de la meilleure efficacité des équipes
mixtes. De l’autre côté de l’échiquier politique, Natalie Rickli (udc, ZH) a critiqué une
mesure interventionniste. Le PLR a déclaré que des quotas se posaient comme une
«offense aux femmes». Les seuils de représentations ont finalement été adoptés, in
extremis, par 95 voix contre 94 et 3 abstentions. La gauche et le centre ont fait bloc
pour imposer cette révision. Ensuite, les dispositions liées à l’initiative populaire
«Entreprises responsables – pour protéger l’être humain et l’environnement» ont été
séparées du projet de révision. Ainsi, l’art.55 du projet de révision s’est transformé en
contre-projet indirect à l’initiative populaire.
Lors du vote final, la révision du droit de la société anonyme a été adopté par 101 voix
contre 94. L’UDC et la majorité du PLR se sont opposés en vain au projet. La raison du
refus est liée aux quotas de représentations pour les femmes. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

A la suite de l'acceptation de la motion Barthassat (pdc, GE), le Conseil fédéral a lancé
une procédure de consultation afin d'évaluer le droit des mandats. En effet, la motion
demandait une modification du code des obligations (CO) afin de permettre, en tout
temps, la résiliation des mandats. Lors de cette consultation, la vaste majorité des
participants s'est opposée à une modification. Les opposants ont plaidé un
affaiblissement du mécanisme contractuel et de la protection de la partie faible du
contrat en cas de modification. 
Par conséquent, le Conseil fédéral a proposé le classement de la motion. Il a été
accepté sans discussion. 53

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2018
GUILLAUME ZUMOFEN
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Le Conseil national a accepté, par 182 voix contre 0, la modification de la loi sur les
aides financières aux organisations de cautionnement en faveur des petites et
moyennes entreprises. Cette adaptation concrétise la motion Comte (plr, NE) 15.3792.
Concrètement, elle augmente le plafond de cautionnement de 500'000 à 1 million de
francs et réoriente le principe de subsidiarité des mesures des cantons vers le marché
des crédits. Elle permet ainsi d'améliorer les conditions-cadres pour les PME.
Parallèlement, le Conseil national a également accepté l'abrogation de la loi fédérale sur
l'octroi de cautionnements et de contributions au service de l'intérêt dans les régions
de montagne et le milieu rural en général. En effet, cette loi était devenue obsolète
depuis l'introduction, en 2008, de la nouvelle politique régionale de la
Confédération. 54

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

La révision du droit de la société anonyme et droit comptable a été classée par les
deux chambres dans le cadre du traitement de l’objet du conseil fédéral 16.077 qui
porte sur la révision du droit de la société anonyme (SA). 55

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil des États a décidé de renvoyer en commission le projet de révision du droit
de la société anonyme. Dans un premier temps, Ruedi Noser (plr, ZH) a estimé que
l’objectif initial de modernisation du droit de la société anonyme n’était plus respecté
par le projet soumis à la chambre. Il a notamment souligné le scepticisme des groupes
d’intérêts des milieux économiques comme EconomieSuisse, Swissmem, Swissholdings
ou encore Sciencesindustries. Sa proposition de non-entrée en matière a été adoptée
par 23 voix contre 20. Puis, dans un deuxième temps, la chambre des cantons a validé la
proposition d’Andrea Caroni (plr, AR) de renvoyer le projet à la commission des affaires
juridiques du Conseil des États (CAJ-CE). Le sénateur Caroni souhaite qu'une révision
par la commission permette d’alléger le fardeau administratif initialement prévu par le
projet, et prenne en compte l’ordonnance sur les rémunérations abusives (ORAb) sans
obliger les sociétés à modifier leurs statuts. L’objet retourne donc à la CAJ-CE par 29
voix contre 15. 56

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Étant donné que la seconde partie du projet de modernisation du droit de la société
anonyme s’est profilée comme un contre-projet indirect à l’initiative populaire
«Entreprises responsables – pour protéger l’être humain et l’environnement», elle a
été débattue dans le cadre de la discussion sur l’objet 17.060. Les sénateurs ont refusé
le contre-projet indirect, partie 2 de la révision du droit de la société anonyme, par 22
voix contre 20. La droite a imposé sa volonté, alors qu'elle craignait que le contre-
projet contraigne l'économie avec des normes superflues. Karin Keller-Sutter, pour le
Conseil fédéral, a proposé la même argumentation pour justifier la proposition de refus
du contre-projet. Le dossier retourne au Conseil national. 57

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Étant donné la procédure de consultation relative à l’adaptation du droit des mandats,
la Commission de l’économie et des redevances du Conseil des États (CER-CE) a
proposé à sa chambre d’adhérer à la proposition du Conseil fédéral de classer la
motion Barthassat (pdc, GE) 11.3909. Tout comme leurs collègues de la chambre du
peuple, les sénateurs ont décidé de classer la motion sans discussion. 58

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

La modernisation du droit de la société anonyme (SA) a continué de faire couler
beaucoup d'encre sous la coupole fédérale. Tout d'abord, le Conseil national a
maintenu par 109 voix contre 69 son contre-projet indirect à l'initiative populaire
«Entreprises responsables – pour protéger l’être humain et l’environnement». Le
contre-projet retourne donc à la chambre des cantons. Il s'inscrit comme un projet 2
dans la révision du droit de la société anonyme. Ensuite, le Conseil des Etats s'est
penché sur le projet 1. Trois aspects ont été au cœur des débats. Premièrement, la
chambre des cantons a accepté par 27 voix contre 13 d'imposer des quotas de femmes
dans les directions et conseils d'administrations. Les quelques 250 entreprises
concernées ont désormais cinq années pour atteindre au moins 30% de femmes dans
les conseils d'administrations, et 10 années pour atteindre au moins 20% de femmes
dans les directions. Néanmoins, ces quotas s'accompagnent d'aucune sanction. Les
défenseurs de ces quotas ont mis en avant l'échec de l'autoréglementation et la
pression populaire imposée par la grève féministe et des femmes* du 14 juin 2019.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN
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L'UDC et le PLR ont brandi en vain l'argument de l'entrave à la liberté économique.
Deuxièmement, le Conseil des Etats a introduit une marge de fluctuation du capital
avec un traitement fiscal privilégié. Même s'il a critiqué une révision qui ne serait plus
neutre fiscalement, le Parti socialiste n'a pas réussi à faire entendre sa voix.
Troisièmement, les sénateurs ne sont pas allés plus loin que les exigences de l'initiative
contre les rémunérations abusives déjà introduites par ordonnance. 59

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Bekämpfung des missbräuchlichen Konkurses. Bundesgesetz (BRG 19.043)

Mit Anpassungen des Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes, des
Obligationenrechts, des Strafgesetzbuches und des Strafregistergesetzes wollte der
Bundesrat verhindern, dass das bestehende Konkursverfahren von Schuldnerinnen und
Schuldnern für Missbrauch verwendet werden kann. In der Vergangenheit hätten sich
vermehrt Fälle gehäuft, in denen bestimmte Unternehmen Konkurrenzfirmen preislich
stark unterboten hätten, diese damit schädigen wollten und bewusst einen eigenen
Konkurs in Kauf genommen hätten, um dann später mit den gleichen Angestellten
wieder eine neue Firma zu gründen. Mit dieser Praxis würden Gläubigerinnen und
Gläubiger geschädigt sowie Sozialversicherungen belastet, die für die Schäden teilweise
aufkommen müssten, erklärte der Bundesrat in seiner Botschaft. Kernstück der
Anpassungen bildete die Einführung eines strafrechtlichen Tätigkeitsverbots, das es
den Gerichten ermöglicht, einer Person die Ausübung einer bestimmten Funktion in
einer Unternehmung zu verbieten. Die Handelsregisterämter sollen für den Vollzug
dieser Tätigkeitsverbote mit strafrechtlichen Befugnissen ausgestattet werden. Zudem
sollen präventive Massnahmen wie beispielsweise die öffentlich zugängliche
Personensuche im Handelsregister dafür sorgen, dass die Gefahr von Missbrauch
verringert wird. Knackpunkte in der Detailberatung waren die Normen zum Opting-out
(eingeschränkte Revisionspflicht), zum Mantelhandel (Veräusserung von faktisch
bankrott gegangenen Unternehmen) und zur Frage einer Wahlmöglichkeit zwischen
Pfändung oder Betreibung für öffentliche Organe. In der Frühjahrssession 2022
nahmen beide Räte die Anpassungen in den Schlussabstimmungen an.

Chronologie
Botschaft des Bundesrates
Erste Behandlung Ständerat
Erste Behandlung Nationalrat
Differenzbereinigung Ständerat
Differenzbereinigung Nationalrat und Schlussabstimmungen
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.06.2019
MARCO ACKERMANN

Le Conseil fédéral a adopté un message qui vise la lutte contre les faillites abusives. Ce
message fait suite à l’adoption d’une motion Hess (plr, OW) (11.3925) qui chargeait le
Conseil fédéral d’établir les bases juridiques pour empêcher l’usage abusif de la faillite
pour échapper à des obligations. En effet, une telle pratique porte non seulement
préjudice aux créanciers, mais engendre également de la concurrence déloyale. De
plus, dans l'attente d'une action du Conseil fédéral une nouvelle motion 17.3759 avait
été déposée avec un objectif similaire. Au final, le Conseil fédéral soumet au Parlement
une modification de la loi sur la poursuite pour dettes et la faillite (LP), sous la forme
d’une loi fédérale sur la lutte contre l’usage abusif de la faillite. Cette loi vise des
modifications du droit pénal, et notamment de l’article 67, al.1 du Code pénal sur
l’interdiction d’exercer une activité. D’abord, elle crée un lien entre le casier judiciaire
et le registre du commerce qui permet de renforcer la transparence et d’améliorer la
collecte des données. Ensuite, elle facilite, pour les créanciers, les procédures dans des
cas d’abus de faillite. Finalement, le Conseil fédéral précise que la révision du droit de
la société anonyme (16.077) et la modernisation du droit du registre du commerce
(15.034) permettent également de lutter efficacement contre les faillites abusives. 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN
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Le projet 2 de la révision du droit de la société anonyme s’est profilé comme un
contre-projet indirect à l’initiative populaire fédérale 17.060 «Entreprises responsables
– pour protéger l’être humain et l’environnement». Après de longs débats, la
Commission des affaires juridiques du Conseil des États (CAJ-CE) a proposé à sa
chambre, par 7 voix contre 4 et 1 abstention, d’entrer en matière sur le projet. 
Néanmoins, lors de la session d’automne 2019, les parlementaires ont adopté une
motion d’ordre Noser (plr, ZH) qui renvoie l’objet en commission pour une nouvelle
analyse. Par 24 voix contre 20 et 1 abstention, les sénateurs et sénatrices souhaitent
donc que la recommandation de la CAJ-CE prenne en compte les dernières
propositions du Conseil fédéral. En effet, le gouvernement est intervenu en amont du
débat parlementaire pour critiquer une initiative et un contre-projet qui nuiraient à la
place économique suisse selon lui. Le contre-projet indirect ne sera donc pas examiné
avant la fin de la 50ème législature. 
Le camp rose-vert, par l’intermédiaire de Christian Levrat (ps, FR) et Robert Cramer
(verts, GE) ont fustigé cette décision, en mettant en avant la crainte des partis
bourgeois à l’aube des élections fédérales. A l’opposé, Andrea Caroni (plr, AG) et Stefan
Engler (pdc, GR) ont rappelé que la volonté de repousser le débat n’était pas nouvelle,
et qu’il était impératif de prendre toutes les variables en compte, et de ne pas agir dans
la précipitation. Le contre-projet indirect devra donc attendre la 51ème législature
pour connaître son rôle dans le débat sur l’initiative populaire. 61

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que le projet 2 de la révision du droit de la société anonyme (SA) s'était
logiquement imposée comme un contre-projet indirect à l’initiative populaire fédérale
17.060 «Entreprises responsables – pour protéger l’être humain et
l’environnement», les nouvelles propositions du Conseil fédéral ont modifié la donne.
La chambre des cantons s'est donc prononcée, à nouveau, sur le contre-projet
indirect. Au final, la nouvelle version, influencée par les recommandations du Conseil
fédéral, a été adoptée par 25 voix contre 13. Cette nouvelle version restreint, encore
plus, le champ d'application de l'initiative populaire. Par exemple, le devoir de diligence
serait réduit uniquement aux «minerais de conflit» et au «travail des enfants». De plus,
la nécessité de rendre un rapport ne serait imposée qu'aux «sociétés d'intérêt public».
Ou encore, la nouvelle législation ne concernait que les entreprises de plus de 500
employés et qui détiennent un chiffre d'affaire supérieur à 80 millions de francs suisse.
La majorité bourgeoise, et particulièrement le PLR par la voix de Ruedi Noser (plr, ZH), a
jugé qu'il était injuste de culpabiliser les entreprises alors que 99 pour cent sont
exemplaires. A l'opposé, la gauche, et notamment le PS par la voix de Christian Levrat
(ps, FR), a souligné la nouvelle dynamique qui anime notre société et demande plus
d'équité. De son côté, le Conseil fédéral a précisé que le problème existait à l'échelle
internationale et qu'une solution nationale aurait donc une portée limitée. Au final, le
Conseil des Etats a adopté le nouveau contre-projet indirect, inspiré des propositions
du Conseil fédéral. 62

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin d'éliminer les divergences entre les chambres, la modernisation du droit de la
société anonyme (SA) est retournée au Conseil national. Après de longs débats, la
chambre du peuple s'est légèrement rapprochée des propositions du Conseil des Etats,
mais a maintenu certaines divergences. 
D'un côté, la chambre du peuple a souhaité renforcer le droit des actionnaires en
abaissant le seuil de 3 pour cent du capital-actions pour déposer un objet à l'ordre du
jour d'une assemblée générale. Le nouveau pourcentage de 0,5 ou 1,0 pour cent doit
encore être voté en chambre. Ensuite, par 105 voix contre 73, la représentation d'un
actionnaire par un membre d'un organe de la société ne sera pas interdite pour toutes
les sociétés, mais uniquement pour les sociétés cotées en bourse. Finalement, le
Conseil national a confirmé, par 107 voix contre 78, la volonté d'intégrer le secteur des
matières premières à la réforme afin de lutter contre la corruption.
D'un autre côté, le Conseil national a maintenu les actions dite «de loyauté». Selon le
parlementaire Bregy (pdc, VS), elles permettent une relation de confiance durable. Au
final, l'initiative contre les rémunérations abusives (initiative Minder) n'a été que
partiellement implémentée, au grand dam de la gauche.  
La modernisation du droit de la société anonyme retourne donc à la chambre des
cantons. 63

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

01.01.65 - 01.01.23 20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Les sénateurs et sénatrices ont maintenu de nombreuses divergences lors du troisième
débat à la chambre haute sur la modernisation du droit de la société anonyme (SA).
Ces divergences peuvent être divisées en trois volets: l'ancrage national des
entreprises, la représentation lors des assemblées générales et l'implémentation de
l'initiative Minder sur les rémunérations abusives. 
Premièrement, le Conseil des Etats a refusé la proposition, pour les entreprises, de
fixer leur capital-actions en monnaie étrangère. Les sénateurs et sénatrices ont
également refusé, par 22 voix contre 19, le compromis suggéré par Ruedi Noser (plr, ZH)
de n'autoriser que le dollar américain et l'euro. De plus, la chambre haute a balayé, par
34 voix contre 8, la possibilité d'organiser une assemblée générale à l'étranger. Le parti
socialiste, par l'intermédiaire de Christian Levrat (ps, FR), a souligné l'importance du
lien entre les grandes sociétés et le tissu économique local.  
Deuxièmement, les sénateurs et sénatrices ont maintenu l'exigence de confidentialité
pour un représentant indépendant des actionnaires en amont d'une assemblée
générale. Mais surtout, ils ont abaissé le seuil de capital-actions pour inscrire un objet à
l'ordre du jour, de 3 à 0.5 pour cent.
Troisièmement, le volet lié à l'implémentation de l'initiative Minder a animé les débats.
La chambre haute a ainsi maintenu plusieurs divergences afin d'interdire de
nombreuses options de parachutes dorés. Elle a notamment interdit les rémunérations
en cas de changement de contrôle, en cas de convention d'annulation ou encore les
indemnités liées à une activité ultérieure dans un organe de la société. 
Au final, le ping pong entre la chambre du peuple et la chambre des cantons continue.
La frange de la droite libérale du Conseil des Etats, minoritaire dans cette chambre,
peine à imposer les propositions du Conseil national. 64

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

A la suite du Conseil des Etats, le Conseil national a décidé de rejeter l'initiative
populaire fédérale 17.060 «Entreprises responsables – pour protéger l’être humain et
l’environnement» par 105 voix contre 83 et 9 abstentions. Le Parlement rejette ainsi
l'initiative populaire. Par contre, les deux chambres n'ont toujours pas trouvé une
stratégie commune concernant la possibilité de soumettre un contre-projet indirect. 
D'un côté, le Conseil des Etats a proposé, en décembre 2019, un contre-projet indirect
qui n'obligerait que les «sociétés d'intérêt public» à soumettre un rapport dans les
domaines des «minerais de conflit» et du «travail des enfants». Cette version allégée
n'engagerait pas la responsabilité de la maison mère et a le soutien du Conseil fédéral.
En effet, la conseillère fédérale Karin Keller-Sutter (DFJP) a estimé que la Suisse ne peut
pas se permettre de faire cavalier seul dans un monde globalisé. Elle a donc considéré
que la solution du Conseil des Etats était équivalente à la législation européenne (UE) et
correspondrait aux standards de l'OCDE. Cette option a été principalement défendue
par le groupe du centre et le PLR.
D'un autre côté, le Conseil national avait soumis, il y a bientôt deux années, un premier
contre-projet indirect qui réduisait les exigences en matière de responsabilité et ne
concernait que les entreprises avec un chiffre d'affaire supérieur à 80 millions de
francs et plus de 500 employés et employées. Le camp rose-vert a soutenu cette
option en indiquant qu'elle répondait aux exigences des initiants et permettait une
solution rapide. En effet, le contre-projet indirect du Conseil national entraînerait un
retrait de l'initiative populaire, ce qui n'est pas le cas du contre-projet indirect du
Conseil des Etats. 
Finalement, l'UDC a soutenu une troisième option qui proposait de renoncer aux deux
contre-projets indirects. Le parti agrarien estime que l'initiative et les contre-projets
n'auront pas les impacts attendus sur les droits de l'homme et l'environnement, et qu'il
est donc préférable d'agir par l'intermédiaire de la politique étrangère. 
Au final, les deux chambres ont campé sur leur position. La chambre haute a d'abord
maintenu son contre-projet indirect et refusé les exigences de responsabilités induites
par le projet du Conseil national. Puis, la chambre du peuple a maintenu son contre-
projet indirect. Il a refusé le projet de l'UDC par 100 voix contre 70 et 26 abstentions.
L'UDC n'a pas réussi à rallier suffisamment de voix PLR qui ont opté pour un refus ou
une abstention dans de nombreux cas. Puis, il a adopté son contre-projet indirect par
97 voix contre 92 et 7 abstentions. Le camp rose-vert a été rejoint par 11 voix du groupe
du centre, ainsi que par les voix du centre droit (Vert'libéraux). Le débat sur le contre-
projet indirect à l’initiative populaire «Entreprises responsables – pour protéger
l’être humain et l’environnement» retourne donc à la chambre haute. 65
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Le Conseil des Etats a maintenu, par 28 voix contre 17, sa version de contre-projet
indirect à l'initiative populaire «Entreprises responsables – pour protéger l’être
humain et l’environnement». Ce contre-projet indirect, inspiré des suggestions du
Conseil fédéral, réduit le devoir de diligence aux domaines «minerais de conflit» et
«travail des enfants», ne concerne que les sociétés d'intérêt publics, et surtout, ne
légifère pas explicitement la responsabilité de la maison mère en cas d'activités de
filiales à l'étranger. Lors de cet énième débat, les sénatrices et sénateurs ont campé sur
leur position. Ils ont donc refusé la proposition de contre-projet indirect du Conseil
national. Une seule et unique modification a été ajoutée au projet de la chambre des
cantons: les amendes en cas d'infraction ont été augmentées. Cette version de contre-
projet indirect implique le maintien de l'initiative populaire par ses initiantes et
initiants. Au final, après ces nombreux aller-retours, le contre-projet a donc été
transmis à une conférence de conciliation. 66
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Le verdict sur la révision du droit de la société anonyme (SA) a été prononcé, quatre
ans après le début des discussions, lors d'une conférence de conciliation. Le Conseil
national a adopté la proposition de conciliation par 140 voix contre 53. Le Conseil des
Etats l'a adopté par 41 voix et 3 abstentions. 
Plusieurs divergences étaient au menu de la session de juin 2020. Premièrement, le
Conseil national a dû renoncer aux actions dites de loyautés. Le Conseil des Etats y avait
toujours opposé son veto. Deuxièmement, le Conseil national a obtenu plus de
souplesse pour les entreprises avec la possibilité de tenir les assemblées générales à
l'étranger, et la possibilité de publier un capital-actions en monnaie étrangère.
Troisièmement, les représentants indépendants devront traiter les instructions de
manières confidentielles jusqu'à l'assemblée générale. Quatrièmement, l'interdiction
d'une représentation par un membre d'un organe de la société ne sera effective que
pour les entreprises cotées en bourse. Finalement, concernant l'implémentation de
l'initiative Minder, la révision prévoit d'interdire le versement d'indemnité à d'anciens
membres des organes de direction, mais de permettre les rémunérations versées lors
d'un changement de contrôle ou lors d'une convention d'annulation. 
Au final, les quotas féminins imposés aux grandes entreprises resteront comme la
réforme marquante de cette révision du droit de la société anonyme. 67
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L'initiative populaire «Entreprises responsables – pour protéger l’être humain et
l’environnement» a pour objectif d'obliger les entreprises, dont le siège est basé en
Suisse, à contrôler l'impact de leur activité sur les droits de l'homme et
l'environnement. Un manquement à ce devoir de diligence entraînerait des
conséquences, notamment financières. Bien que les deux chambres parlementaires,
ainsi que le Conseil fédéral, aient rejeté l'initiative populaire, elles n'ont pas réussi à
s'accorder sur un contre-projet indirect commun. 
D'un côté, le Conseil national a soumis un contre-projet indirect qui applique le texte
de l'initiative qu'à des entreprises qui réalisent un chiffre d'affaire supérieur à CHF 80
millions et emploient plus de 500 personnes. Les initiantes et initiants du projet étaient
d'accord de retirer l'initiative au profit de ce contre-projet indirect. D'un autre côté, le
Conseil des Etats s'est aligné sur les propositions du Conseil fédéral et a soumis un
contre-projet qui réduit l'application de l'initiative uniquement aux domaines du
«minerais de conflit» et du «travail des enfants», ne concerne que les sociétés
d'intérêts publics et ne réglemente pas explicitement la responsabilité de la maison
mère. Ce contre-projet, fortement allégé, n'avait pas convaincu les initiantes et
initiants.
Au final, la conférence de conciliation a opté pour la version du Conseil des Etats. Le
Conseil national a soutenu la proposition de la conférence de conciliation par 99 voix
contre 91 et 6 abstentions. La gauche, qui a fustigé un projet qui n'a aucune
conséquence car aucune sanction, n'a pas réussi à rallier suffisamment de voix. Le
Conseil des Etats a validé sa proposition par 28 voix contre 14 et 2 abstentions. Par
conséquent, le peuple votera – probablement en novembre 2020 – sur l'initiative
populaire. Un rejet de l'initiative populaire induirait la mise en vigueur du contre-projet
indirect adopté par le Parlement. 68
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Conscient que des employeurs usent de la faillite pour échapper à leurs obligations, les
sénateurs et sénatrices ont largement adopté, par 41 voix contre 1, la loi sur l'usage
abusif de la faillite. Cette loi modifie notamment le droit pénal afin de faciliter les
procédures en cas d'abus de faillite et lie le casier judiciaire avec le registre du
commerce pour éviter les abus. 
Trois modifications majeures, suggérées par la Commission des affaires juridiques du
Conseil des Etats (CAJ-CE), ont été adoptées. Premièrement, la possibilité pour les
entreprises d'éviter le contrôle restreint est soumis à un renouvellement toutes les
deux années. Deuxièmement, les créances de droit public, comme les impôts, seront
incluses dans la loi. Les sénateurs et sénatrices ont validé cette modification par 39 voix
contre 5. Troisièmement, les préposé.e.s aux faillites auront l'obligation de
communiquer aux autorités de poursuites les entreprises suspectes. 
L'adoption de cette nouvelle loi par la chambre des cantons a également entraîné le
rejet des motions 16.4017, 17.3758, 17.3759 et 17.3760 qui traitaient de la thématique. En
parallèle, les sénateurs et sénatrices ont adopté la motion 21.3456 de la CAJ-CE. Cette
motion vise un développement du droit de la révision. 69
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A la chambre du peuple, l'ensemble des groupes parlementaires a salué la volonté du
gouvernement d'agir pour lutter contre l'usage abusif de la faillite. Néanmoins, d'un
côté, l'UDC a considéré que la loi proposée par le Conseil fédéral était inefficace pour
empêcher l'usage abusif de la faillite, et d'un autre côté, le PS a critiqué une réforme
inaboutie qui, par exemple, oublie de protéger les salarié.e.s. A l'inverse, la Commission
des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) a complimenté une réforme ciblée
qui ne freine pas la liberté d'entreprendre. 
Lors du vote sur l'ensemble, la loi sur l'usage abusif de la faillite a été adoptée par 137
voix contre 48. Seul l'UDC s'y est opposé. En revanche, la chambre du peuple a refusé
deux modifications du Conseil des Etats. D'abord, la possibilité d'opting-out du
contrôle restreint n'a pas été limitée à deux années. L'argument du fardeau
bureaucratique a été décisif. Les députés et députées adhèrent donc au projet initial
du Conseil fédéral. Ensuite, le Conseil national a décidé d'exclure les créances de droit
public de la loi. Si le PLR, le Centre et le PVL se sont insurgés contre un privilège
étatique, les voix de la gauche et de l'UDC ont fait pencher la balance. 70
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Étant donné les divergences avec le Conseil national, le Conseil des États s'est à
nouveau penché sur la loi sur l'usage abusif de la faillite. D'un côté, les sénateurs et
sénatrices ont décidé, par 23 voix contre 21 et 1 abstention, de supprimer la nécessité
de renouveler l'opting-out toutes les deux années. L'argument du fardeau
bureaucratique, avancé par le Conseil national et par le Conseil fédéral, par la voix de la
ministre de la justice Karin Keller-Sutter, a fait mouche. D'un autre côté, les sénateurs
et sénatrices ont maintenu la divergence concernant l'exception applicable aux
créanciers de droit public, comme les administrations fiscales ou la SUVA. Elles ont
donc suivi la recommandation décidée par 11 voix contre 2 par la CAJ-CE; la divergence
a été maintenue par 28 voix contre 15 en chambre. Le projet de loi sur l'usage abusif de
la faillite retourne donc à la chambre du peuple afin d'éliminer cette dernière
divergence. 71
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In der Differenzbereinigung zum Bundesgesetz zur Bekämpfung des missbräuchlichen
Konkurses beantragte die vorberatende RK-NR im Januar 2022 ihrem Rat, bei der
letzten materiellen Differenz dem Ständerat zu folgen. Diese Differenz betraf die Frage,
ob der Staat einen zahlungsunfähigen Schuldner bei öffentlich-rechtlichen
Forderungen zwingend auf Konkurs betreiben muss, so wie es der Vorentwurf und der
Ständerat vorgesehen hatten, oder ob er auch den Weg der Pfändung wählen darf, wie
es der Bundesrat nach der Vernehmlassung vorgeschlagen hatte. Eine Minderheit
Brenzikofer (gp, BL) wollte an letzterer Variante festhalten und eine Betreibung auf
Pfändung offenhalten. Brenzikofer argumentierte im Nationalrat im März 2022, dass die
Wahlfreiheit einen Kompromiss darstelle und damit Wettbewerbsverzerrungen,
Fehlanreize sowie hohe Konkurskosten für die Konkursämter und Gläubiger verringert
werden könnten – ein Argument, das auch die Kantone in der Vernehmlassung
vorgebracht hatten. Kommissionssprecher Philipp Matthias Bregy (mitte, VS)
argumentierte hingegen, das Wahlrecht würde dazu führen, dass Schuldner die
Rechnungen gegenüber der öffentlichen Hand mit tieferer Priorität behandelten, da die
öffentliche Hand in der Tendenz immer auf die günstigere Pfändung setzen würde.
Zudem sei es ungerecht, wenn der Staat dank des Wahlrechtes gegenüber Privaten
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privilegiert würde, wenn dieser die preislich günstigere Variante der Pfändung wählen
könnte. Justizministerin Karin Keller-Sutter plädierte im Rat dafür, diese letzte
Differenz auszuräumen und erklärte, dass sich der Bundesrat mit beiden Varianten
anfreunden könne. Der Nationalrat stimmte daraufhin für die Variante mit einer
Betreibungspflicht und folgte damit mit 94 zu 77 Stimmen bei 3 Enthaltungen seiner
Kommissionsmehrheit und dem Ständerat. Für die Minderheit stimmten die
geschlossenen Fraktionen der SP, der GLP, der Grünen sowie wenige Vertreterinnen
und Vertreter der Mitte-Fraktion. Wenige Tage später räumte der Ständerat schliesslich
stillschweigend eine letzte technische Differenz betreffend die Platzierung eines
Gesetzestextes aus.

In den Schlussabstimmungen im März 2022 stimmte der Nationalrat dem Entwurf mit
141 zu 48 Stimmen bei 2 Enthaltungen zu, wobei sämtliche Gegenstimmen und die
beiden Enthaltungen aus der SVP-Fraktion stammten. Wie Pirmin Schwander (svp, SZ)
bereits in der Herbstsession 2021 erläutert hatte, halte die SVP-Fraktion die Revision
für zu wenig effizient und zu wenig zielführend, da keine solide Datenbasis zur
Verfügung stehe, um die geeigneten Instrumente gegen den missbräuchlichen Kurs zu
definieren. Der Ständerat stimmte dem Geschäft einstimmig zu. 72

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Das vom Bundesrat in Aussicht gestellte Gesetz für Lohngleichheit liess weiter auf sich
warten. Schuld für die Verzögerung war offenbar der Widerstand einiger Kantone und
vor allem der Arbeitgeberorganisationen gegen einzelne der geplanten Massnahmen.
Angefochten wurden namentlich der Kündigungsschutz während einer Lohnklage sowie
das Diskriminierungsverbot. Diese Opposition veranlasste den Bundesrat, eine
zusätzliche Untersuchung über die wirtschaftlichen Auswirkungen dieser umstrittenen
Punkte anzuordnen. Das langsame Vorankommen bewog einzelne Nationalrätinnen,
durch die Einreichung von parlamentarischen Initiativen Druck aufzusetzen und zu
signalisieren, dass bei einem unbefriedigenden Ausgang durchaus auch das Parlament
gesetzgeberisch tätig werden könnte. Der Vorstoss Hafner (sp, SH) enthält die
wichtigsten Punkte, die sich die Frauen vom künftigen Gesetz erhoffen. Die bereits im
Vorjahr eingereichte Initiative Nabholz (fdp, ZH) möchte in einem ersten Schritt die
Umkehr der Beweislast bei vermuteter Lohndiskriminierung erreichen; Ende Jahr
stimmte die vorberatende Kommission dieser Initiative einstimmig zu. 73
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Da Frauen besonders in Kaderpositionen nach wie vor krass untervertreten sind, wird
auch hier die Möglichkeit einer Quotierung zur Diskussion gestellt. Aufgrund seiner
Grösse und der Nähe zum Gesetzgeber würde sich der Sektor der öffentlichen
Verwaltung besonders dafür eignen, hier ein Exempel zu statuieren. Versuche aus dem
grünen Lager, bei der Revision des Beamtengesetzes des Bundes die Bestimmung
einzuführen, der Anteil der Frauen in den Überklassen – heute nur gerade 3% – müsse
bis zum Jahr 2001 auf mindestens 40% erhöht werden, wurde mit dem klassischen
Argument, dass sich nicht genügend gut ausgebildete Frauen finden liessen,
zurückgewiesen. Die Verfechter des Antrags hatten vergeblich daran erinnert, dass die
Bundesverwaltung seit Jahren schon Zielquoten für die sprachlichen Minderheiten
kennt und zu deren Durchsetzung sogar das Instrument der bevorzugten Einstellung von
Vertreterinnen und Vertretern dieser Minderheiten einsetzen darf. 74
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Nachdem der Bundesrat vom 1988 vorgelegten Bericht einer Arbeitsgruppe
"Lohngleichheit" Kenntnis genommen hatte, beauftragte er das EJPD, Vorschläge zur
Konkretisierung der dort gemachten Empfehlungen auszuarbeiten. Das Departement
präsentierte anfangs Jahr zwei Varianten, einerseits ein 15 Artikel umfassendes
eigentliches Gleichstellungsgesetz und andererseits Vorgaben für die Teilrevision
bestehender Gesetze. Wie Bundesrat Koller bei der Pressekonferenz ausführte, sind die
beiden Varianten inhaltlich praktisch identisch und unterscheiden sich nur in
gesetzestechnischer Hinsicht. Hauptpunkte sind die Umkehr der Beweislast, wonach
eine Arbeitnehmerin eine Lohndiskriminierung nur glaubhaft machen und der
Arbeitgeber dann beweisen muss, dass er das Recht auf gleichen Lohn respektiert, ein
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Verbandsklagerecht, welches es Interessenorganisationen ermöglichen soll, auch
unabhängig von der betroffenen Frau als Klägerin aufzutreten, sowie die Schaffung von
kantonalen Schlichtungsstellen. Erst provisorisch in den Entwurf aufgenommen wurden
ein Diskriminierungsverbot und Bestimmungen zum Kündigungsschutz, da der
Bundesrat noch die Resultate einer Studie zu den wirtschaftlichen Auswirkungen dieser
Massnahmen abwarten wollte. Beide Varianten sehen zudem eine vermehrte
Frauenförderung sowie eine Stärkung des eidgenössischen Büros für die Gleichstellung
von Frau und Mann vor. 75

In der Vernehmlassung meldeten nur gerade die Arbeitgeberorganisationen, die
Liberale Partei und die Kantone Appenzell-Innerrhoden, Waadt und Zug
grundsätzlichen Widerstand an. Aufgrund des überwiegend positiven Echos zu einem
eigentlichen Gleichstellungsgesetz erteilte der Bundesrat dem EJPD den Auftrag, dieses
im Detail auszuarbeiten. 76
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Frauen und Männer sollen nicht nur Lohn-, sondern auch andere Formen der
Diskriminierung im Erwerbsleben vor Gericht anfechten können und dabei vor
Kündigungen geschützt sein. Dies beschloss der Bundesrat bei seinem Entscheid, das
EJPD aufgrund der im Vorjahr durchgeführten Vernehmlassung zu beauftragen, ein
eigenständiges Gleichstellungsgesetz auszuarbeiten. Er verzichtete damit auf die
Variante von Teilrevisionen bestehender Gesetze, welche die kantonalen Beamtinnen
und Beamten nicht erfasst hätte. Der Anwendungsbereich des Gesetzes soll – wie es
unter anderem die Eidg. Kommission für Frauenfragen verlangt hatte – nicht auf
Lohngleichheitsfragen beschränkt sein, sondern auf alle Diskriminierungen im
Erwerbsleben ausgedehnt werden. So könnte beispielsweise auch der Zugang beider
Geschlechter zu einem bestimmten Beruf vor Gericht durchgesetzt werden. Die
überwiegend positiven Reaktionen im Vernehmlassungsverfahren sowie
europapolitische Überlegungen ermutigten den Bundesrat, das im Entwurf erst
provisorisch vorgesehene Diskriminierungsverbot und den verstärkten
Kündigungsschutz definitiv aufzunehmen.
Verankert wird im neuen Gesetz auch die Beweislastumkehr, wonach eine Klägerin nur
glaubhaft machen muss, für die gleiche Arbeit weniger Lohn zu erhalten als ihr
männlicher Arbeitskollege, worauf der Arbeitgeber zu beweisen hat, dass er die Frau
lohnmässig nicht diskriminiert. Das Verbandsklagerecht, das unabhängig von der
Zustimmung der betroffenen Arbeitnehmerin ausgeübt werden kann, soll hingegen –
hier die Konzession an die Arbeitgeberverbände – Frauen- oder
Arbeitnehmerinnenorganisationen, welche seit mindestens zwei Jahren bestehen,
vorbehalten und auf Fälle beschränkt werden, die mehrere Frauen betreffen. 77

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.02.1992
MARIANNE BENTELI

Ende Februar leitete der Bundesrat dem Parlament seine Botschaft zum Bundesgesetz
über die Gleichstellung von Frau und Mann ("Gleichstellungsgesetz") zu. Das neue
Gesetz, welches den seit 1981 in der Bundesverfassung stehenden Gleichheitsartikel
konkretisiert, soll künftig die Frauen vor allem im Wirtschaftsleben vor direkten und
indirekten Diskriminierungen schützen – und zwar in den Bereichen Lohn,
Stellenausschreibung, Anstellung, Aufgabenzuteilung, Aus- und Weiterbildung,
Beförderung, Entlassung und sexuelle Belästigung. Sowohl in der Privatwirtschaft als
auch beim Bund, bei Kantonen und Gemeinden sollen Frauen ihre Rechte dank dem
neuen Gesetz besser wahrnehmen und durchsetzen können. Hauptangelpunkt des
Gesetzes ist das Prinzip der Beweislastumkehr: Können Frauen glaubhaft darlegen, dass
sie aufgrund ihres Geschlechts diskriminiert werden, soll sich künftig eine kantonale
Schlichtungsstelle der Sache annehmen. Ein Entscheid dieser Stelle kann an ein Gericht
weitergezogen werden. Hier muss der Arbeitgeber beweisen, dass sich die Massnahme
auf Gründe stützt, die mit dem Geschlecht nichts zu tun haben. Schützt das Gericht die
Klage einer Frau wegen geschlechtsbedingter Nichtanstellung oder Kündigung, steht ihr
eine Entschädigung zu, nicht aber eine Neu- oder Wiedereinstellung. Das Gesetz räumt
auch Frauen und Berufsorganisationen ein Klage- und Beschwerderecht ein, allerdings
nur, wenn sich ihre Beschwerde auf eine grössere Anzahl von Frauen des gleichen
Betriebs bezieht. Entgegen früheren Vorschlägen wurde hingegen auf ein eigenes
Untersuchungsrecht des Eidg. Büros für die Gleichstellung von Frau und Mann
verzichtet; das Büro soll aber im Gesetz verankert und in den Rang eines Bundesamtes
oder -dienstes erhoben werden. 78
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Im Rahmen von Swisslex wurde im Bundesgesetz über die Familienzulagen in der
Landwirtschaft die Gleichstellung von Männern und Frauen verwirklicht. Neu haben
auch die Angehörigen der Betriebsleiterin, die im Betrieb mitarbeiten, Anspruch auf
diese Zulage. 79

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1993
MARIANNE BENTELI

Die vorberatende Kommission des Nationalrates sprach sich mit grosser Mehrheit für
Eintreten aus. In der Detailberatung versuchte dann aber ein rechtsbürgerliches
Quartett – Arbeitgeberdirektor Allenspach (fdp, ZH), Rechtsprofessorin Sandoz (lp, VD),
Wirtschaftsanwalt Ducret (cvp, GE) und Maximilian Reimann (svp, AG) — das Gesetz in
fast allen Artikeln abzuschwächen. 80

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.11.1993
MARIANNE BENTELI

Das im Vorjahr von der Landesregierung vorgelegte Bundesgesetz über die
Gleichstellung von Frau und Mann ("Gleichstellungsgesetz"), welches den seit 1981 in der
Bundesverfassung stehenden Gleichstellungsartikel umsetzen und die Frauen im
Wirtschaftsleben vor direkten und indirekten Diskriminierungen schützen soll, wurde
bereits von der vorberatenden Kommission des Nationalrates in wichtigen Punkten
abgeschwächt. Wie umstritten die ganze Vorlage war, ging schon nur daraus hervor,
dass dem Plenum ein Nichteintretensantrag Sandoz (lp, VD) und zwei
Rückweisungsanträge Aubry (fdp, BE) und Bortoluzzi (svp, ZH) sowie mehr als 30
Abänderungsanträge zu dem 18 Artikel umfassenden Gesetz vorlagen. Nach einer rund
vier Stunden dauernden und teilweise emotional geführten Eintretensdebatte, in der
aber doch die sachlichen Argumente und die Einsicht überwogen, dass dieses Gesetz
überfällig sei, wurden der Nichteintretens- bzw. die Rückweisungsanträge deutlich
abgelehnt.
In der ebenfalls sehr ausführlichen Detailberatung schloss sich das Plenum in den
meisten Punkten den Anträgen der Mehrheit der bürgerlich dominierten Kommission
an. So sprach sich die grosse Kammer nach einem längeren Rededuell für eine engere
Definition des Tatbestandes der sexuellen Belästigung aus und wollte dafür die
Beweislast allein bei den Betroffenen belassen. Vergeblich monierten Sprecherinnen
von SP, GP und LdU/EVP, die Stellung der Frauen werde dadurch im Vergleich zur
heutigen Praxis verschlechtert.
Gegen die Kommissionsmehrheit konnten sich lediglich Anträge durchsetzen, welche
die Vorlage noch weiter abschwächten. Eine von Nationalrat Ducret (cvp, GE)
angeführte Minderheit erreichte so, dass anstelle eines generellen
Diskriminierungsverbotes mit einer erklärenden Aufzählung eine restriktivere,
abschliessende Auflistung von Diskriminierungen eingeführt wurde, wobei
Stellenausschreibung und Anstellung aus dem Katalog gestrichen wurden. Unter das
Diskriminierungsverbot sollten nur noch Aufgabenzuteilung, Arbeitsbedingungen,
Entlöhnung, Aus- und Weiterbildung, Beförderung und Entlassung fallen.

Auch in der Frage der Beweislastumkehr wurde die Haltung der Kommissionsmehrheit
übernommen. Die generelle Erleichterung der Beweislast zugunsten der Frauen war als
eine Art "Schicksalsartikel" der gesamten Vorlage erachtet worden. Die
Kommissionsmehrheit wollte das Prinzip jedoch lediglich bei Lohngleichheitsklagen
gelten lassen. Sie argumentierte, dass einzig die Lohnungleichheit objektiv mess- und
feststellbar sei, in den anderen Bereichen hingegen von vagen Vermutungen
ausgegangen werden müsse.

Zu harten Diskussionen kam es beim Verbandsbeschwerderecht, ein weiterer
Grundpfeiler des Gleichstellungsgesetzes. Von rechtsbürgerlicher Seite wurde verlangt,
den Verbänden sei das Klagerecht nur mit Einwilligung der betroffenen Frauen
zuzugestehen. Nachdem Bundesrat Koller darauf aufmerksam gemacht hatte, dass das
Bundesgericht bereits heute das Klagerecht der Berufsverbände nicht vom
Einverständnis der Betroffenen abhängig macht, wurde dieser Passus des Gesetzes
schliesslich in der ursprünglichen Fassung angenommen, allerdings auf Antrag Spoerry
(fdp, ZH) in dem Sinne präzisiert, dass die Verbände vor einer Klage das Gespräch mit
dem Arbeitgeber suchen müssen.
Im Bereich des Kündigungsschutzes setzten sich die Vorschläge des Bundesrates durch.
Demnach kann die Kündigung einer Arbeitnehmerin, die aus Rache für eine vorgängige
Gleichstellungsbeschwerde ausgesprochen wird, angefochten werden. Keine Chance
hatte ein Antrag von Felten (sp, BS), Rachekündigungen seien schlechthin für nichtig zu
erklären. Klar wurde auch die Aufwertung des eidg. Büros für die Gleichstellung von
Frau und Mann gutgeheissen. Das Büro soll direkt dem Departement des Innern
unterstellt werden, um Dienstwege zu verkürzen und ihm mehr Gewicht zu verschaffen.
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Trotz dem Hinweis einiger Ratsmitglieder auf die leere Bundeskasse fanden auch die
gesetzlichen Bestimmungen für Finanzhilfen an Förderungsprogramme und
Beratungsstellen für Frauen Zustimmung. In der Gesamtabstimmung passierte das neue
Gesetz mit 114 zu 35 Stimmen. 81

Der Ständerat erwies sich als bedeutend frauenfreundlicher und machte die
Entschärfungsversuche des Nationalrates in weiten Teilen rückgängig. In der
Eintretensdebatte wandte sich niemand gegen die Vorlage. Die Standesvertreter
warnten allerdings vor übertriebenen Hoffnungen. Den Tenor der Diskussionen fasste
der Basler SP-Ständerat Plattner zusammen, als er sagte, das Gesetz werde in jedem Fall
weit hinter den Hoffnungen der Befürworter zurückbleiben - aber auch weit hinter den
Befürchtungen der Gegner.

In der Detailberatung beschloss der Ständerat, wieder zu der vom Bundesrat
vorgeschlagenen generellen und nicht abschliessenden Definition des
Diskriminierungsverbotes zurückzukehren, um den Richtern die Möglichkeit zu geben,
neu auftauchende Diskriminierungen in Zukunft ebenfalls zu erfassen. Als Mittelweg
zwischen Bundes- und Nationalrat entschied er, dass die Frauen inskünftig von der
Anstellung bis zur Auflösung des Arbeitsverhältnisses vor geschlechtsbedingter
Benachteiligung geschützt werden sollen. Ein Antrag Coutau (lp, GE), gleich wie der
Nationalrat die Anstellung vom Tatbestand der Diskriminierung auszunehmen, wurde
mit der Begründung abgelehnt, dass damit das Gesetz zum Papiertiger verkomme, da es
im Extremfall dadurch umgangen werden könnte, dass man einfach keine Frauen
einstellt. Die Stellenausschreibung wurde hingegen vom Katalog ausgenommen, da es
erwiesenermassen Aufgaben gebe, die geschlechtsspezifisch seien.

Eine Differenz zum Nationalrat schuf der Zweitrat auch bei der erleichterten
Beweisführung in Zusammenhang mit Diskriminierungsklagen (Beweislastumkehr). Er
dehnte den Grundsatz, wonach die Arbeitnehmerin die Diskriminierung nur glaubhaft
zu machen hat, worauf es dann am Arbeitgeber ist, das Gegenteil zu beweisen, wieder
auf alle Sachverhalte zwischen Anstellung und Auflösung des Arbeitsverhältnisses aus.
Vorbehalten blieb nur die sexuelle Belästigung. In dieser Frage vertrat der Ständerat
einhellig die Meinung, Klägerin und Angeklagter hätten hier einen ebenbürtigen
Wissensstand, da anders als in den anderen Bereichen die Beweismittel nicht allein in
der Hand des Arbeitgebers konzentriert seien. Um die Stellung der Frauen dennoch zu
verbessern, verstärkte die kleine Kammer den Schutz vor sexueller Belästigung im
Obligationenrecht (Art. 328 OR).

Unbestritten war, wie schon im Nationalrat, der Schutz vor Rachekündigungen sechs
Monate über das gerichtliche Verfahren hinaus. Beim Verbandsklagerecht wurde ein
Antrag Coutau (lp, GE), dieses nur unter der Bedingung der expliziten Zustimmung der
betroffenen Personen zuzulassen, gleich wie im Erstrat deutlich abgelehnt. In der
Gesamtabstimmung wurde die Vorlage schliesslich einstimmig angenommen. 82

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.1994
MARIANNE BENTELI

Nachdem der Ständerat im Vorjahr signalisiert hatte, dass er nicht bereit war, alle vom
Nationalrat eingefügten Änderungsvorschläge zur Abschwächung des Bundesgesetzes
über die Gleichstellung von Frau und Mann ("Gleichstellungsgesetz") hinzunehmen,
schwenkte auch die grosse Kammer auf eine moderat frauenfreundlichere Linie ein.
Mit 111:58 Stimmen dehnte sie das Diskriminierungsverbot wieder auf alle Tatbestände
zwischen Anstellung und Auflösung des Arbeitsverhältnisses aus. Das Zünglein an der
Waage spielten hier die CVP-Vertreter, welche sich - gleich wie alle weiblichen
Abgeordneten mit Ausnahme der Berner Freisinnigen Aubry und der Waadtländer
Liberalen Sandoz - in dieser Frage dem rot-grünen Lager anschlossen.

Erneut keine Chancen hatte hingegen eine über Klagen bezüglich Lohndiskriminierung
hinausgehende Beweislastumkehr, bei welcher eine auf Diskriminierung klagende
Person vor Gericht nur glaubhaft machen muss, dass eine geschlechtsbedingte
Diskriminierung vorliegt, worauf es dann am Arbeitgeber ist zu beweisen, dass dies
nicht zutrifft. Mit 89 zu 87 Stimmen bei zwei Enthaltungen lehnte es der Nationalrat
äusserst knapp ab, die erleichterte Beweisführung für das ganze Arbeitsverhältnis
gelten zu lassen. Hier sprachen sich nur gerade noch drei bürgerliche Frauen - Nabholz
(fdp, ZH), Gadient (svp, GR) und Lepori Bonetti (cvp, TI) - für die frauenfreundlichere
Variante aus.
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Entgegen seinem ersten Entscheid schloss sich der Nationalrat der kleinen Kammer
hingegen beim Verbandsklagerecht an. Dieses berechtigt Gewerkschaften und
Frauenorganisationen, in eigenem Namen feststellen zu lassen, dass eine
Diskriminierung für einen Einzelfall oder eine ganze Berufsgruppe vorliegt. Eine vom
Arbeitgeber-Vertreter Allenspach (fdp, ZH) angeführte Minderheit wollte das
Verbandsklagerecht einschränken, indem bei Einzelklagen im Gegensatz zu
Kollektivklagen das Einverständnis der betroffenen Arbeitnehmerin eingeholt werden
müsste. Diese Einschränkung unterlag ebenfalls knapp mit 86 zu 84 Stimmen.

Bei der verbleibenden wesentlichen Differenz (Regelung der Beweislast) erteilte der
Ständerat der restriktiven Haltung der grossen Kammer erneut eine Absage. Als
Kompromissvariante schlug er aber vor, die Anstellung von der erleichterten
Beweisführung auszunehmen und diese nur auf die Aufgabenzuteilung, die Aus- und
Weiterbildung, die Entlöhnung, die Beförderung und die Entlassung zu beschränken.
Mit 93 zu 66 Stimmen schloss sich der Nationalrat hier an, so dass das Gesetz in der
Frühjahrssession definitiv verabschiedet werden konnte. 83

Bei der verbleibenden wesentlichen Differenz (Regelung der Beweislast) erteilte der
Ständerat der restriktiven Haltung der grossen Kammer erneut eine Absage. Als
Kompromissvariante schlug er aber vor, die Anstellung von der erleichterten
Beweisführung auszunehmen und diese nur auf die Aufgabenzuteilung, die Aus- und
Weiterbildung, die Entlöhnung, die Beförderung und die Entlassung zu beschränken.
Mit 93 zu 66 Stimmen schloss sich der Nationalrat hier an, so dass das Gesetz in der
Frühjahrssession definitiv verabschiedet werden konnte. 84

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.03.1995
MARIANNE BENTELI

Da er das Verfahren der kantonalen Schlichtungsstellen sowohl im privatrechtlichen
wie im öffentlich-rechtlichen Bereich als effizienter erachtete, beantragte der
Bundesrat dem Parlament, eine Änderung des Gleichstellungsgesetzes, damit dieses
Verfahren auch auf die Bundesangestellten Anwendung finden. Beide Kammern
stimmten diskussionslos zu. Im September wurde die Schweizerische Konferenz der
kantonalen Schlichtungsstellen gegründet. Der Zusammenschluss dieser Behörden
bezweckt die Institutionalisierung eines regelmässigen Informations- und
Erfahrungsaustauschs. 85

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.09.2004
MARIANNE BENTELI

Das EDA gab ein Fakultativprotokoll zum Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form
von Diskriminierung der Frau (CEDAW) in die Vernehmlassung. Es sieht unter anderem
ein individuelles Mitteilungsverfahren vor, das Einzelpersonen oder Personengruppen
erlaubt, nach Durchlaufen des nationalen Instanzenzuges an den zuständigen UNO-
Ausschuss zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau zu gelangen. 86

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Bei der Beratung des Voranschlags 2007 stellte Nationalrat Ruey (lp, VD) mit
Unterstützung der Ratslinken den Antrag, den Kredit für das Gleichstellungsbüro für
Frau und Mann um rund 660'000 Fr. auf insgesamt 5 Mio Fr. zu erhöhen, gerade auch,
um die Diskriminierungen im Arbeitsbereich aktiv anzugehen. Die Sprecherin der SP
erinnerte daran, dass die Botschaft zum Gleichstellungsgesetz 1994 eine Zielgrösse von
5 Mio Fr. jährlich für die Finanzhilfen als konkretes Instrument zur Förderung der
Gleichstellung von Frau und Mann vorgesehen habe. Die externe Evaluation habe nun
nachgewiesen, dass die Finanzhilfen Wirkung zeigten. Da sich neben der ohnehin
gleichstellungskritischen SVP auch die CVP und die FDP ablehnend verhielten, wurde
der Antrag mit 85 zu 61 Stimmen verworfen. 87
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ 

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ 

Kulturbotschaft 2021–2024 (BRG 20.030)

Mit der Kulturbotschaft wird die Finanzierung der Kulturförderung durch den Bund für
jeweils vier Jahre festgelegt. Mit der Kulturbotschaft 2021–2024 strebte der Bundesrat
Kontinuität und Verlässlichkeit an, ihr Kern war entsprechend die drei bestehenden
Handlungsachsen der Kulturpolitik: kulturelle Teilhabe, gesellschaftlicher Zusammenhalt
sowie Kreation und Innovation. Insgesamt schlug der Bundesrat 12 Massnahmen zur
Weiterentwicklung der Kultur vor und packte diese in 5 Gesetzesänderungen und 8
eigene Bundesbeschlüsse. Für grosse Diskussionen und Kritik sorgten bereits in der
Vernehmlassung die vorgesehenen Änderungen im Filmgesetz. Aufgrund der Relevanz
des Themas löste der Ständerat diese Änderung aus der Kulturbotschaft und
behandelte sie als eigenständige Vorlage. Von den restlichen vom Bundesrat
vorgeschlagenen Massnahmen waren insbesondere zwei Änderungen umstritten: Eine
Erhöhung der Finanzhilfe des BAK zugunsten zweier verschiedener Projekte sowie die
Erhöhung der Mittel für die Förderung der rätoromanischen Sprache.

Chronologie

Vernehmlassung
Botschaft des Bundesrates
Nationalrätliche Kommissionen befürworten Annahme der Kulturbotschaft
Ständerätliche Kommission berät Kulturbotschaft ohne Filmgesetz
Nationalrat berät Kulturbotschaft als Erstrat
Ständerat berät Kulturbotschaft ohne Filmgesetz
Differenzbereinigung und Schlussabstimmungen
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.02.2020
SARAH KUHN

Ende Mai 2019 schickte der Bundesrat den Entwurf zur Förderung der Kultur in den
Jahren 2021–2024 (Kulturbotschaft 2021–2024) in die Vernehmlassung. Bis zur
Vernehmlassungsfrist am 20. September 2019 gingen insgesamt 305 Stellungnahmen
ein, die sechs Kernthemen fokussierten: die Umsetzung der Kulturbotschaft
2016–2020, die Handlungsachsen der Kulturpolitik des Bundes, die Weiterentwicklung
von (bestehenden) Massnahmen, die Revision des Filmgesetzes und die Finanzmittel zur
Umsetzung der Kulturbotschaft 2021–2024.
Die Umsetzung der Kulturbotschaft 2016–2020 wurde in einer deutlichen Mehrheit der
Stellungnahmen – wobei sich viele Rückmeldungen erst gar nicht zu diesem Punkt
äusserten – positiv bewertet, auch wenn einige Teilnehmende Kritik an der durch
finanzielle Kürzungen und das Stabilisierungsprogramm erschwerten Umsetzung
einzelner Massnahmen übten. Die wenigen Stellungnahmen mit grösseren Vorbehalten
machten insbesondere geltend, dass in der aktuellen Förderperiode zu wenig auf die
Krise des Journalismus oder auf Menschen mit Behinderungen eingegangen worden
sei.
Die Beibehaltung der drei bestehenden Handlungsachsen der Kulturpolitik (kulturelle
Teilhabe, gesellschaftlicher Zusammenhalt sowie Kreation und Innovation) fand, gerade
im Sinne der angestrebten Kontinuität und Verlässlichkeit, ebenfalls breite Zustimmung.
Auch der in diesem Zusammenhang neu eingeführte Akzent der «Digitalisierung» wurde
mehrheitlich befürwortet, wenn auch vereinzelt mit Bedenken: Während einige
Rückmeldungen das Fehlen einer umfassenden Digitalisierungsstrategie bemängelten
und für mehr Kohärenz in diesem Bereich eine solche auch explizit forderten, kam von
Seiten des SSV und der SAB die Forderung nach einer vorrangigen Evaluation der bereits
getroffenen Massnahmen. Organisationen wie der SBVV oder die SKKB befürworteten
den Akzent auf der Digitalisierung, ermahnten aber zugleich, dass dieser nicht zu Lasten
der analogen und physischen Objekte gehen dürfe. Lediglich die SVP stand dem Akzent
auf der Digitalisierung gänzlich ablehnend gegenüber, da die Digitalisierung ihrem
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Befinden nach «mit Kultur weder direkt noch indirekt» etwas zu tun habe.
Die zwölf Massnahmen zur Weiterentwicklung der Kultur wurden überwiegend positiv
beurteilt, wobei zu einzelnen Massnahmen kritische Töne bzw. Anpassungsvorschläge
geäussert wurden: Während die Ansätze zur Chancengleichheit von Frauen und
Männern im Kulturbereich, zur Kunstvermittlung oder zu den Halteplätzen für Jenische,
Sinti und Roma sowie nationale und internationale Austausch- und
Kooperationsbestrebungen von allen Teilnehmenden befürwortet wurden, gab es bei
der Entwicklung der musikalischen Bildung einzelne Einwände. Auch wenn die Mehrheit
die Stärkung des Programms «Jugend und Musik» befürwortete, monierte der Kanton
Waadt die Qualitätsanforderungen des Programms und stellte das Modell der
Talentförderung («Talentkarte») in Frage; andere Kantone sowie Organisationen
hingegen forderten die Berücksichtigung kantonaler Talentförderungsprogramme, um
eine Koordination zu ermöglichen. Grosse Vorbehalte seitens einer Mehrheit der
Teilnehmenden bestanden hingegen bei den vorgeschlagenen Massnahmen zur
Baukultur, trotz grundsätzlicher Zustimmung zum «Konzept Baukultur». Eine Mehrheit
der Kantone sowie die SAGW und die EDK betonten, dass die neue Strategie zur
Förderung der Baukultur – diese wird voraussichtlich Anfang 2020 vom Bundesrat
verabschiedet werden – nicht zu Lasten der Aufgaben in den Bereichen Kulturerbe,
Archäologie und Denkmalpflege gehen dürfte. Teilnehmende aus den Bereichen der
Denkmalpflege und der Architektur bemängelten, dass die geplante Strategie
ausschliesslich zur Stärkung der zeitgenössischen Baukultur diene. 
Die Revision des Filmgesetzes (FiG) wurde kontrovers beurteilt: Während sämtliche
Kantone und die Mehrheit der Parteien sowie Kulturverbände die neu vorgeschlagenen
Verpflichtungen für Online-Filmeanbieter (Investitionspflicht und Quote für
europäische Filme) befürworteten, plädierte die SRG für eine Ausdehnung der
Investitionspflicht auf ausländische Veranstalter mit Werbefenstern in der Schweiz. Die
FDP, die SVP, der Schweizerische Gewerbeverband sowie Vertretungen der
Telekommunikationsbranche lehnten die Neuerungen gänzlich ab, schlossen gar ein
diesbezügliches Referendum nicht aus. Die Kritiker monierten die mangelnde
Verfassungskonformität einer solchen Ausdehnung und bezweifelten die
Durchsetzbarkeit der neuen Verpflichtungen gegenüber Unternehmen mit Sitz im
Ausland, was zu einer Benachteiligung der inländischen Konkurrenz führen könne. Die
FDP nahm, nebst dem Kanton Zürich, dem Städteverband und der Arbeitsgemeinschaft
für die Berggebiete, auch eine ablehnende Haltung gegenüber dem vorgesehenen
Ausschluss kommerziell tätiger Unternehmen von der Filmkulturförderung ein, während
diese Massnahme von den restlichen 25 Kantonen sowie der BDP, der CVP, der GP und
der SP durchaus begrüsst wurde.
Die vom Bundesrat zur Umsetzung der Kulturpolitik beantragten Finanzmittel betrugen
insgesamt CHF 942.8 Mio., was einer Mittelaufstockung von rund CHF 35.4 Mio. bzw.
einem Wachstum von durchschnittlich 2.9 Prozent pro Jahr entspricht (einschliesslich
einer Teuerung von 1 Prozent). Diese Werte stiessen bei der CVP und dem SGV auf
ungeteilte Zustimmung, wurden aber wiederum von der FDP, der SVP und dem
Gewerbeverband als zu hoch erachtet. Eine grosse Mehrheit begrüsste zwar die
vorgesehene Mittelaufstockung, beantragte aber zugleich eine Erhöhung des
Gesamtfinanzrahmens.
Im Rahmen weiterer vorgeschlagener Gesetzesanpassungen gab einzig die vorgesehene
Streichung der Kulturabgeltung an die Stadt Bern zu reden: GP, SP, der Städteverband,
diverse Kulturverbände sowie die Kantone Basel-Landschaft, Solothurn und
offensichtlich der Kanton Bern lehnten diese Massnahme deutlich ab. 88

Ende Februar 2020 überwies der Bundesrat die Botschaft über die Förderung der
Kultur in den Jahren 2021–2024 (Kulturbotschaft 2021–2024) an das Parlament und
beantragte damit die Zustimmung zu Änderungen des Kulturförderungs-, des Film-, des
Kulturgütertransfer-, des Nationalbibliotheken- und des Sprachengesetzes sowie die
Abschreibung der Postulate Semadeni (sp, GR; Po. 15.4117) und Quadranti (bdp, ZH; Po.
19.3725) und der Motion Regazzi (cvp, TI; Mo. 17.4308).
Die Botschaft, welche wie ihre Vorgängerinnen die Transferausgaben des BAK sowie die
Budgets von Pro Helvetia und des Schweizerischen Nationalmuseums (SNM) umfasste,
stand ganz im Zeichen der Kontinuität und folgte der kulturpolitischen Ausrichtung der
Vorperiode (Kulturbotschaft 2016–2020). Die drei zentralen Handlungsachsen, die sich
aus einer Umfeldanalyse und den daraus resultierenden fünf Megatrends
(Globalisierung, Digitalisierung, demografischer Wandel, Urbanisierung und
Individualisierung) für die Vorperiode ergeben hatten, sollten beibehalten werden,
wobei für die aktuelle Förderperiode eine Fokusverlagerung auf die Digitalisierung
vorgesehen wurde. Eine wesentliche Neuerung der aktuellen Förderperiode lag in der
zeitlichen Angleichung der Kulturbotschaft an die Legislaturperiode: Während die erste
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Kulturbotschaft die Förderperiode von 2012–2015 umfasst hatte, war für die zweite
Kulturbotschaft (2016–2020) eine einmalige Erweiterung der Geltungsdauer auf fünf
Jahren veranlasst worden, damit ab der dritten Botschaft (2021–2024) die
Kulturbotschaften jeweils auf die Legislaturperiode abgestimmt sein würden.
Im Bereich der weiterführenden Massnahmen wollte der Bundesrat insbesondere das
Programm «Jugend und Musik» vorantreiben, schulische Austauschaktivitäten zwischen
den Sprachregionen ausbauen, mehr zur Baukultur beitragen und sich für eine bessere
Gleichstellung im Kulturbereich einsetzen. Aufgrund der Teuerungsprognosen des
Bundes wurde der Gesamtfinanzrahmen in der Botschaft im Vergleich zur
Vernehmlassungsvorlage herabgesetzt. Neu sah der Bund Finanzmittel in der Höhe von
CHF 934.5 Mio. vor, was einem Wachstum von durchschnittlich 2.6 Prozent
(einschliesslich Teuerung) und einer realen Mittelaufstockung von CHF 34.7 Mio.
entsprach. Die beantragten Finanzmittel machten in der Folge rund 0.3 Prozent der
Bundesausgaben aus. 89

Mitte Mai 2020 eröffnete die FK-NR die Kommissionsberatungen zur Botschaft über
die Förderung der Kultur in den Jahren 2021–2024. Vor dem Hintergrund der Corona-
Krise beriet sie im Rahmen eines Mitberichtsverfahren unter anderem auch den
Zahlungsrahmen im Kulturbereich. Hinsichtlich der finanziellen Aspekte der Botschaft
beantragte sie sowohl der federführenden WBK-NR als auch dem Nationalrat, die
Bundesratsvorlage zu unterstützen. Dabei sprach sie sich gegen jeweils zwei Anträge für
Mehr- und Minderausgaben aus: Die zusätzlich beantragten CHF 1.5 Mio. für den
Buchhandel sowie die zusätzlich beantragten CHF 10 Mio. für die Förderung von
Sprachaufenthalten fanden keine Mehrheiten. Mit 14 zu 11 Stimmen sprach sich eine
Mehrheit gegen den Verzicht auf ein reales Ausgabenwachstum gegenüber 2020 aus
und mit 18 zu 7 Stimmen wurde der Vorschlag, rund ein Drittel der im Rahmen der
Covid-19-Pandemie gesprochenen A-fonds-perdu-Beiträge für den Kultursektor an die
vorgesehenen Mittel für die Jahre 2021–2024 anzurechnen, abgelehnt. 
Ende Mai beriet die WBK-NR die Vorlage. Im Rahmen der Debatte konnte sich auch
Innenminister Berset zur Vorlage äussern und fokussierte hierbei auf die geplante
Änderung des Filmgesetzes. Dieses sah unter anderem vor, dass Unternehmen, die über
ein Filmangebot in der Schweiz verfügen, zur Förderung der Angebotsvielfalt
mindestens 30 Prozent europäische Filme zeigen und jährlich mindestens 4 Prozent
ihrer Bruttoeinnahmen für das unabhängige Schweizer Filmschaffen aufwenden oder
eine entsprechende Ersatzabgabe leisten müssen. Ein Nichteintretensantrag
diesbezüglich wurde mit 13 zu 7 Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnt. Ebenfalls
abgelehnt wurden zwei Rückweisungsanträge: Mit 14 zu 7 Stimmen bei einer Enthaltung
sprach man sich gegen den Antrag, die Covid-Kredite im Zahlungsrahmen zu
kompensieren und mit 12 zu 9 Stimmen gegen die Rückweisung des Filmgesetzes aus.
Mit der zweiten Rückweisung hätte man sich eine Umformulierung dahingehend
erhofft, dass alle privaten Unternehmen, die in der Schweiz Filme verbreiten, finanziell
prozentual gleichwertig belastet würden. In der Detailberatung schliesslich empfahl
man das Filmgesetz mit nur geringfügigen Änderungen mit 13 zu 9 Stimmen bei zwei
Enthaltungen zur Annahme. Auch bei den Finanzierungsbeschlüssen sprach man sich im
Sinne des Bundesrates aus, beantragte zugleich aber eine Aufstockung des
Gesamtkreditrahmens um CHF 22.4 Mio. Die Aufstockungen entfielen per
Beschlussfassung mit CHF 1.2 Mio. auf die Memoriav (12 zu 11 Stimmen bei zwei
Enthaltungen), mit CHF 20 Mio. auf die Baukultur (12 zu 11 Stimmen bei zwei
Enthaltungen) und mit CHF 1.2 Mio. auf die Förderung des Rätoromanischen (16 zu 8
Stimmen). Am Ende der Beratungen Anfang Juli sprach sich die WBK-NR mit einer
klaren Mehrheit für die Annahme der Botschaft aus. 
Im Weiteren reichte die WBK-NR zwei Kommissionsmotionen ein. Die Motion 20.3464
für zusätzliche Gelder zugunsten des baukulturellen Erbes sowie zur Unterstützung der
regionalen Wirtschaft wurde mit 11 zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung beschlossen. Die
Motion 20.3918 zur Förderung der Mobilität und der Sprachaufenthalte der Lernenden
wurde mit 15 zu 9 Stimmen bei zwei Enthaltungen eingereicht. 
Die ständerätliche Schwesterkommission (WBK-SR) hatte sich bereits Ende Juni für
Eintreten auf die Vorlage entschieden und sich ebenfalls in erster Linie auf die
Änderungen des Filmgesetzes fokussiert. Sie beschloss, eine gleichzeitige Beratung der
Finanzierungsbeschlüsse in der Herbstsession zu beantragen und sich dann im
ordentlichen Verfahren vertieft mit dem Filmgesetz auseinandersetzen zu wollen. Die
ständerätliche Finanzkommission (FK-SR) befasste sich Anfang Juli im Rahmen des
Mitwirkungsverfahrens mit den Finanzierungsgrundlagen der Kulturbotschaft und
beantragte, dem Bundesrat zu folgen. Mit 10 zu 1 Stimmen lehnte sie einen Antrag zur
Kürzung der Rahmenkredite um CHF 34.7 Mio. auf CHF 899.8 Mio. ab und erinnerte
zugleich daran, dass die Zustimmung zum Zahlungsrahmen noch keine
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Ausgabenbewilligung darstelle. 90

Nachdem die Wirtschaftskommission des Ständerats (WBK-SR) bereits im Juni 2020
auf die Kulturbotschaft 2021–2024 eingetreten war, mit dem Hinweis, die Beratung
des Filmgesetzes (Entwurf 2) noch auszusetzen, befand sie in ihrer Augustsitzung über
die restlichen zwölf Entwürfe. Dies jedoch vorbehaltlich der Nationalratsbeschlüsse, da
man eine parallele Beratung dieser mehrjährigen Verpflichtungskredite mit den Budget-
Beratungen vermeiden wollte. Entsprechend behielt man sich in der Kommission vor, in
der Session nach der Nationalratsberatung allfällige Anpassungen vorzunehmen.
Bis auf Weiteres möchte die WBK-SR die Finanzhilfen für die Fotostiftung Schweiz um
CHF 0.8 Mio. und für die Baukultur um CHF 20 Mio. erhöhen. Eine Minderheit lehnte
die Erhöhung für die Fotostiftung ab. Ein weiterer Minderheitsantrag zur Erhöhung der
Memoriav-Beiträge um CHF 1.2 Mio. sowie zwei Minderheitsanträge zur Erhöhung der
Mittel im Sprachen- und Verständigungsbereich (CHF 10 Mio. für Mobilität und
Austausch, CHF 1.2 Mio. zur Förderung des Rätoromanischen) wurden ebenfalls
abgelehnt. Zudem lehnte die Kommission eine Kürzung des Gesamtzahlungsrahmens
und der Verpflichtungskredite um den Betrag der realen Mittelaufstockung von
insgesamt CHF 34.7 Mio. gegenüber der ursprünglichen Finanzplanung ab. Von dieser
Kürzung betroffen wären die Bundesbeschlüsse zum Kulturförderungsgesetz, zur
Baukultur, zu Sprachen und Verständigung, zu Pro Helvetia und zum Nationalmuseum.
Abschliessend hat die Kommission mit 7 zu 0 Stimmen bei 6 Enthaltungen eine Motion
(20.3930) für ein Konzept zur Bewahrung und Pflege des Schweizer Kulturerbes
eingereicht. 91
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Nach dem Nationalrat befasste sich auch der Ständerat in der Herbstsession 2020 mit
den Beratungen zur Kulturbotschaft 2021–2024. Grundlegend unterstütze die WBK-SR
die Stossrichtung, die der Bundesrat vorgeschlagen hatte. Sie sei eine konsequente
Weiterführung der strategischen Schwerpunkte der letzten Kulturbotschaft 2016-2020,
eröffnete Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) die Eintretensdebatte. So
schätze die Kommissionsmehrheit etwa insbesondere die Förderung des in der letzten
Kulturbotschaft eingeführten Programms «Jugend und Musik». Kulturminister Alain
Berset betonte, dass der Bundesrat in Anbetracht der Covid-19-bedingten Probleme im
Kulturbereich auf Kontinuität setzen und auf den Grundsätzen der letzten
Kulturbotschaft aufbauen möchte – namentlich bei der Stärkung der kulturellen
Teilhabe, dem sozialen Zusammenhalt und der Unterstützung des kreativen Schaffens
und der Innovation. Für die Diskussionen sei es aber zentral, dass die Corona-
Notfallhilfen die zukünftige Förderung der Kultur nicht beeinflussten.
Umstritten waren, wie bereits im Nationalrat, einzig die Änderungen im Filmgesetz,
weshalb die WBK-SR in Absprache mit ihrer Schwesterkommission und dem Büro-SR
entschieden hatte, den «heissen Streifen» (Michel) ausserhalb der Kulturbotschaft zu
behandeln. Auch der Bundesrat sprach sich für die Herauslösung der Revision des
Filmgesetzes aus, da die Vorlage bereits in der Vernehmlassung umstritten gewesen sei.
Entsprechend trat der Ständerat seiner Kommission folgend ohne Gegenantrag auf alle
vom Bundesrat vorgeschlagenen acht Finanzierungsbeschlüsse – welche sich insgesamt
auf Kosten von CHF 934.5 Mio. beliefen – und auf vier der fünf Gesetzesänderungen
ein. 

In der Detailberatung zeigte sich die grundlegende Zustimmung zum Entwurf. So folgte
der Ständerat mehrheitlich den Vorschlägen des Bundesrates oder den Beschlüssen
des Nationalrates, welcher hauptsächlich Änderungen an der Höhe der
Finanzierungsbeschlüsse vorgenommen hatte. Insgesamt schuf der Ständerat nur zwei
Differenzen zum Nationalrat.

Eine erste Differenz schuf der Ständerat bei der Höhe der Finanzhilfen des BAK. Der
Bundesrat hatte hierfür Gelder in der Höhe von CHF 145.1 Mio. vorgesehen, der
Nationalrat hatte diesen Betrag jedoch zugunsten von «Memoriav» um CHF 1.2 Mio.
erhöht. Eine Minderheit Baume-Schneider (sp, JU) wollte den Betrag für Memoriav
aufgrund von dessen zentraler Rolle im audiovisuellen und akustischen Bereich gemäss
Nationalrat erhöhen.
Dieselbe Minderheit forderte eine Erhöhung der Finanzhilfen für die «Fotostiftung der
Schweiz» um CHF 800'000. So habe etwa die EDK darauf hingewiesen, wie wichtig
Erinnerungspolitik sei, welche die schweizerische Fotostiftung durch regelmässige
Ausstellungen zu wichtigen Fotobeständen des Bundes fördere. 
Gemäss Kommissionssprecher Michel wollte eine knappe Mehrheit der WBK-SR in
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beiden Punkten der Fassung des Bundesrates folgen. Zum einen erachtete die Mehrheit
eine Erhöhung der Mittel zugunsten von Memoriav nicht als nötig, da die SRG neu selbst
für die Archivierung ihres Materials verantwortlich sei, wodurch der Bundesauftrag
kleiner geworden sei für die Organisation. Zum anderen sehe die Mehrheit ein, dass bei
der Schweizer Fotostiftung zwar Finanzbedarf bestehe, aber die bei Memoriav frei
gewordenen finanzielle Mittel könnten die Kosten der Schweizer Fotostiftung
zumindest grösstenteils auffangen, wie Michel argumentierte. Berset fügte hinzu, dass
in der Fassung des Bundesrates bereits eine Erhöhung der Mittel um CHF 800'000 für
die Schweizer Fotostiftung enthalten seien. In der Folge hiess der Ständerat nur die
Erhöhung des Betrags für die schweizerische Fotostiftung mit 35 zu 4 Stimmen (bei 1
Enthaltung) gut.

Im Bereich Sprache und Verständigung befasste sich der Ständerat mit zwei
Minderheitsanträgen für eine Erhöhung des Budgets und schuf eine weitere Differenz
zum Nationalrat. Die Mehrheit der WBK-SR wollte hier der bundesrätlichen Version
folgen, welche einen Zahlungsrahmen von CHF 68.8 Mio. vorgesehen hatte. Eine
Minderheit I Carobbio Guscetti (sp, TI) verlangte, dem Nationalrat zu folgen, der für die
Förderung der rätoromanischen Sprache zusätzlich CHF 1.2 Mio. zugesagt hatte. Diese
Vorlage sei ein «Kernelement der Kulturbotschaft», da es hier um die Stärkung des
nationalen Zusammenhalts durch die Förderung der Mehrsprachigkeit gehe,
begründete die Minderheitensprecherin ihren Antrag. Es sei wichtig, dass auch der
grosse Teil der rätoromanisch sprechenden Menschen, die ausserhalb des Kantons
Graubünden lebten, gefördert würden, wofür es mehr Mittel als die CHF 0.4 Mio.,
welche der Bundesrat vorgesehen hatte, brauche. 
Eine Minderheit II Gapany (fdp, FR) verlangte zusätzliche Mittel in der Höhe von CHF 10
Mio. für die Förderung der Strategie «Austausch und Mobilität». Ziel dieses Programms
sei es, Sprachaufenthalte von Schülerinnen und Schülern sowie von Lernenden und
Lehrpersonen in der Schweiz zu fördern. Dieses Programm werde aber bisher nur von
drei Prozent der Jugendlichen genutzt, dies obwohl die Schulzeit der ideale Zeitpunkt
für einen solchen Austausch und das Erlernen einer Sprache sei. Zudem sei er enorm
wichtig für den Erhalt der Sprachenvielfalt und für die Förderung des Zusammenhalts
zwischen den Schweizer Sprachregionen, welche ein wichtiger Pfeiler der Schweizer
Identität sei, argumentierte Gapany. Bundesrat Alain Berset machte das Problem aber
nicht bei den Finanzen, sondern bei den fehlenden organisatorischen Strukturen aus,
welche zuerst aufgebaut werden müssten. Im Ständerat obsiegte schliesslich die
Minderheit II Gapany mit 26 zu 17 Stimmen gegen die Minderheit I Carobbio Guscetti.
Letztere hatte sich zuvor mit 37 zu 4 Stimmen (2 Enthaltung) klar gegen die
Kommissionsmehrheit durchgesetzt. 

Neben den Minderheitsanträgen für eine Erhöhung der Mittel stellte Jakob Stark (svp,
TG) fünf Minderheitsanträge auf Kürzungen des vom Bundesrat vorgeschlagenen
Budgets. Konkret wollte Stark die geplante reale Erhöhung der Mittel  – CHF 34.7 Mio. –
über fünf Bereiche hinweg kürzen. Es könne nicht sein, dass gleichzeitig ein «Covid-19-
Notgesetz» verabschiedet und das Kulturbudget erhöht würde. Er sei nicht gegen die
Covid-19-Unterstützung im Kulturbereich und unterstütze die Richtung der
Kulturbotschaft, jedoch erfordere die Covid-19-Pandemie auf allen Seiten Opfer,
sodass momentan lediglich die reine Sicherung des Status quo möglich sei. Gemäss
Kommissionssprecher Michel erachte die Mehrheit der WBK-SR das vom Bundesrat
vorgesehene Wachstum von 2.6 Prozent (einschliesslich Teuerung) im Kulturbereich
hingegen als angemessen. Auch so werde der Grossteil der Kulturfinanzierung weiterhin
von den Kantonen, Gemeinden und Privaten geleistet, zudem setze die Kultur
weitgehend auf freiwilliges Engagement. Weiter sei es nicht angebracht, präventiv
Kürzungen aufgrund potenzieller pandemiebedingter Mehrkosten vorzunehmen – die
Kulturbotschaft sei ein ordentliches Geschäft und dürfe nicht mit der
ausserordentlichen Lage der Pandemie vermischt werden. Der Ständerat lehnte in der
Folge sämtliche Anträge von Jakob Stark ab. 

In den Gesamtabstimmungen hiess die kleine Kammer alle Ausgaben und
Gesetzesentwürfe einstimmig oder mit vereinzelten Gegenstimmen und Enthaltungen
gut, womit 10 der 12 Vorlagen bereinigt werden konnten. Die beiden anderen Vorlagen
gingen mit den beschlossenen Differenzen zurück an den Nationalrat. 92
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Noch in der Herbstsession 2020 bereinigte das Parlament die verbliebenen zwei
Differenzen der Kulturbotschaft 2021-2024.

Bei der ersten Differenz handelte es sich um die Frage, wie hoch die Finanzhilfen des
BAK ausfallen sollten. Der Nationalrat wollte das bundesrätliche Budget um CHF 1.2 Mio.
für «Memoriav» aufstocken, der Ständerat stattdessen um CHF 800'000 für die
schweizerische Fotostiftung. Eine Mehrheit der WBK-NR wollte an der nationalrätlichen
Version festhalten, da sie die Förderung von «Memoriav» als dringend notwendig
erachtete, während eine Minderheit Gutjahr (svp, TG) in Anbetracht der tieferen
Aufgabenlast von Memoriav, weil der SRG neu die Archivierung selbst durchführt, auf
eine Aufstockung verzichten wollte. Die dadurch freiwerdenden Mittel könnten bei der
Schweizer Fotostiftung eingesetzt werden, wie Gutjahr argumentierte. Mit 99 zu 96
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) folgte der Nationalrat knapp seiner
Kommissionsmehrheit. Ebenfalls erfolglos (mit 114 zu 81 Stimmen bei 3 Enthaltungen)
blieb eine Minderheit Fivaz (gp, NE), welche auch die vom Ständerat beschlossene
Aufstockung für die Fotostiftung vornehmen wollte. 
Der Ständerat folgte daraufhin stillschweigend der Version des Nationalrates, womit die
erste Differenz beseitigt werden konnte. Es liege in der Entscheidungsmacht des
Bundesrates, welcher Organisation welche Beträge zugesprochen würden, hatte
Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) zuvor erläutert.

Beim Bundesbeschluss über den Zahlungsrahmen für den Bereich «Sprache und
Verständigung» sprach sich die WBK-NR erneut für die nationalrätliche Aufstockung
zur Förderung der rätoromanischen Sprache und gegen die ständerätliche Aufstockung
für die Strategie «Austausch und Mobilität» aus, während eine Minderheit Locher
Benguerel (sp, GR) die zusätzlichen Mittel für Sprachaufenthalte sprechen wollte – auch
in Anbetracht einer angenommenen Motion der WBK-NR (Mo. 20.3918). Der Nationalrat
folgte seiner Kommissionsmehrheit, woraufhin der Ständerat auch diesem Entscheid
beipflichtete. Mit 23 zu 21 Stimmen sprach er sich in Übereinstimmung mit der
Kommissionsmehrheit gegen einen Kompromissvorschlag von Johanna Gapany (fdp, FR)
für eine um die Hälfte reduzierte Aufstockung um CHF 5 Mio. aus. 

Da damit alle Differenzen bereinigt waren, war die Vorlage noch in derselben Session
für die Schlussabstimmungen bereit. Abgestimmt werden musste derweil nur noch
über die vier Bundesgesetzesänderungen, da die bereits genehmigten Finanzbeschlüsse
nicht dem Referendum unterlagen und somit keine Schlussabstimmungen nötig waren. 
Beide Kammern nahmen in der Folge alle vier Gesetzesänderungen deutlich mit
einzelnen Gegenstimmen und Enthaltungen, oder gar einstimmig an. Alle Stimmen
gegen die Vorlagen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion. Als einziges Geschäft
der Kulturbotschaft 2021-2024 war somit die Revision des Filmgesetzes noch offen, mit
welcher sich der Ständerat in der Sommersession 2021 als Zweitrat befasste. 93
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Da die Referendumsfrist am 14. Januar 2021 ungenutzt verstrichen war, trat die
Kulturbotschaft 2021-2024 am 1. Februar 2021 in Kraft. 94
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